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„Demokratische Regression“ –
wissenschaftlicher Ausdruck für
eine hässliche Sache. Überset-
zung: Weltweit schrumpft die
Zahl der echten Demokratien,
und autoritäre Regime breiten
sich rasant aus. Mit allen Begleit-
erscheinungen: Verfolgung von
Kritikern bis hin zu Folter und
Mord, Einschränkung
bürgerlicher Freiheiten,
verfälschte Wahlen und
eine fette Portion Kor-
ruption der Mächtigen. Sagt eine
Studie der Bertelsmann-Stiftung.
Das hat es schon immer gege-

ben? Richtig, aber so arg war es
schon lange nicht. In den vergan-
genen 20 Jahren hätten Demo-
kratie und Marktwirtschaft wei-
ter an Boden verloren: „Im globa-
len Durchschnitt waren Wahlen
in diesem Jahrhundert noch nie
so unfair, Demonstrations- und

Organisationsrechte so einge-
schränkt und Meinungs- und
Pressefreiheit so unterbunden
wie heute.“ Auch in unserer un-
mittelbaren geografischen und
gesellschaftlichen Nähe.
Serbien wurde eine Autokra-

tie, Ungarn und die Slowakei sind
schon eine, und die USA werden

von Trump in Richtung
Autoritär-Kleptokratie
geführt. In den vergan-
genen zehn Jahren sei

bei insgesamt 50 Demokratien
Rückschritte zu bemerken.
DieUrsachen?Etliche,abereine

dürftedieschwerwiegendstesein:
Die Demokraten erkennen die Ge-
fahr nicht. Oder sie wissen nicht,
wie sie die Demokratie verteidi-
gen und bewahren sollen. Und
manche glauben, „starke Führer“
würden woanders hinführen als
indenGraben.Zeit, aufzuwachen.

Bedrohte Spezies Demokratie
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nach Hinterhäuser

AGENDA Seite 22, Kommentar Seite 48

Wien – Die Regierung hat sich nach
zähenVerhandlungen auf ein Social-
Media-Verbot für Kinder bis 14 Jahre
geeinigt.BildungsministerChristoph
Wiederkehr (Neos) koppelte die
Maßnahme an eine umfassende
Lehrplanreform, mit der ab 2027/28
die Medienkompetenz der Kinder
und Jugendlichen gestärkt und der
Lateinunterricht bzw. die zweite
Fremdsprache reduziert wird – um
zwei statt wie bisher diskutiert vier
der insgesamt zwölf Stunden in der
AHS-Oberstufe. Ein Kompromiss,
der die Koalitionspartner ÖVP, SPÖ
und Neos lange beschäftigte.
Medienkompetenzsoll schulauto-

nom wählbar als eigenes Fach oder
Fächerbündel implementiert wer-
den. In der AHS-Oberstufe wird ein
neues Fach „Medien und Demokra-
tie“ eingeführt, der Informatikunter-
richt umdas Themenfeld Künstliche
Intelligenz ergänzt.
OffiziellwirdeskeineKlarnamen-

pflicht geben, um das Social-Media-
Verbot umzusetzen, dennoch dürfte
die Regierung das Ende der Anony-
mität im Netz vorbereiten: Userin-
nen und User sollen für Behörden
identifizierbar sein, sagte ÖVP-
Staatssekretär Alexander Pröll. Das
Alter könne zwar ohne Herausgabe
persönlicher Daten an Plattformen
bestätigt werden, zugleich soll aber
der Staat ab einer gewissen Delikt-
schwereUsernachverfolgenkönnen.
Vizekanzler Andreas Babler (SPÖ)

ließ allerdings offen, wie die techni-
sche Umsetzung konkret aussehen
wird.BisEndeJuni soll einGesetzes-
entwurf vorliegen. (red) Seite 24
AGENDASeite17,KommentarSeite48

SozialeMedien
erst ab 14 und
weniger Latein
User sollen für Behörde
identifizierbar werden
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E
rst steigen die Preise für Energie, dann wird auch
alles andere teurer. Seit dem Beginn des Kriegs
im Iran ist klar: Es ist nur eine Frage von Tagen,

bis unser ohnedies bereits teures Leben abermals ein
neues Level erreichen wird. Was tun angesichts der
drohenden Inflationswelle? Der stellvertretende Chef-
redakteurin Nana Siebert oblag die Gesamtverantwor-

tung für den Themenschwerpunkt, für die Gestaltung
gebührt Simon Klausner und Sophia Aigner Dank. Die
STANDARD-Schwerpunktausgabe „Das teure Leben”
ist eine Vermessung der aktuellen Lage und zeigt
konstruktive Wege in die Zukunft.

Herzlich, Ihr Gerold Riedmann,
Chefredakteur
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Instrumente nicht‘ abgetan.“
Lena Pöttinger von der Band Topsy Turvy
über Machotum in der Musikszene Seite 34
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Teuer macht grantig

Petra Stuiber

Das tägliche Leben wird immer teurer,
gefühlt und erlebt. Wohnen, Heizen, Einkaufen:

Selbst Menschen mit gutem Einkommen überlegen, wofür sie Geld ausgeben.
Das ewige Rechnen macht uns nicht
gerade zu besseren Menschen.

Und schon gar nicht zu fröhlicheren.

B
ei uns war’s die Schokolade.
Da hat es demMann, ansons-
ten die Ruhe in Person, die Si-
cherungen rausgehauen.Dass
dieAlpenmilch-Schoki seines
Vertrauens plötzlich fast zwei

Euro kostete, hätte er noch hingenommen.
Obwohl sich das schonmerkbar aufsHaus-
haltsbudget legt,wennman täglich eineTa-
fel verputzt. Als aber die Schoki-Produzen-
ten beschlossen, deren Größe still und
heimlich zu reduzieren, war’s vorbei mit
dem Gleichmut. Der Mann, Familienein-
käufer aus Passion, begann, akribisch Prei-
se zu vergleichen. Bald wetterte er wut-
schnaubend gegen Shrinkflation. Empört
kommentierte er rasantePreisveränderun-
gen. Erst von Schokolade, dann Obst. Ge-
müse. Hühnerfleisch. Klopapier. Kaum ein
Tag verging, da er nicht in die Familien-
gruppe Sätze wie jenen postete: „Nix im
Wagerl, aber fast 200 Euro ausgegeben!
Wahnsinn!“
Es ist nur eineThese.Vielleicht lief es so,

wie bei uns, in vielen österreichischen
Haushalten ab. Erst nahmman die perma-
nente Teuerung, die sich seit Ausbruch des
Ukrainekriegs beharrlich und unbeirrt erst
von der Tankstelle, über die Supermärkte
bis in die Kaffeehäuser schlich, zunächst
einmal hin. Murrend vielleicht, aber, na ja,
so ist die Weltlage, da kann man momen-
tan nichts machen. Irgendwann kam dann
derPunkt,woespersönlichwurde. Persön-
lich zu viel. Diese eineMelange, dieses eine
Produkt im Supermarkt, die eine Tankfül-
lung, die Stromrechnung, die absurd teuer
erschien.

Gekippte Stimmung
AbdakipptedieStimmung,undsiekipp-

te in Richtung eines Unmuts, der sich nicht
in erster Linie gegen Russlands Diktator
Wladimir Putin, den Auslöser der ganzen
Misere, richtete – sondern gegen die eige-
nen Regierungen. In Österreich bekam das
zunächst einmal die türkis-grüne Regie-
rung zu spüren, die, so beurteilen es heute
selbst Experten, „die Teuerung durchrau-
schen ließ“. Danach traf der Grant die aktu-
elleRegierung,dieDreierkoalition,die zwar
in Ansätzen reagierte – mit Miet- und
Strompreisbremse–, aber indenAugenvie-
ler Wählerinnen und Wähler noch immer
zu wenig tat. Das schlägt sich in aktuellen
Umfragen nieder, laut denen, stabil schon
seit vielenMonaten, die FPÖweit vorn liegt
– und die Dreierkoalition ausÖVP, SPÖund
Neos keine Mehrheit mehr hat.
Dabei muss man auch festhalten: Wir

jammern in Österreich, einem der reichs-
ten Länder der Welt, auf sehr hohem
Niveau. Ja, auch hierzulande leben Men-
schen in Armut. Überproportional häufig
trifft es Alleinerziehende, ältere Frauen
undMenschenmit Migrationshintergrund
– und es leiden Kinder. Das ist schlimmge-
nug. Vergleicht man jedoch die Sorgen der
Menschen in der Ukraine oder – aktuell –
im Iran mit jenen einer österreichischen
Durchschnittsfamilie und berücksichtigt
Förderungen, Beihilfen und andere Unter-
stützungen, zeigt sich: ImGroßenundGan-
zen funktioniert der Sozialstaat hierzulan-
de noch immer.
Denkt man zudem an die großzügigen

Subventionen, die während der Corona-
Pandemie anUnternehmenallerArt ausge-
zahlt wurden, relativiert sich manches.
Und man kann fallweise zumindest nach-
vollziehen, warum manche Wirtschafts-
liberale durchaus kritisch vom „Nanny-
Staat“ reden, der ohnehin alles (über)regle.

Kein Vergleich
Dennoch: Der Mensch lebt nicht im glo-

balen Vergleich, sondern in seiner eigenen
Lebensrealität. Und diese wurde grosso
modo hierzulande schon einmal als positi-
ver empfunden. Das zeigt auch die Teue-
rungsumfrage unter Userinnen und Usern,
dieDER STANDARD zweiWochen lang on-
line durchgeführt hat. 3998 Umfragen ka-
men vollständig beantwortet zurück, und
Fazit ist: Die Stimmungwar schonmal bes-
ser, der Optimismus größer. Fragt man im
Detail nach, fühlt sich rund ein Drittel et-
was bis deutlich schlechter, 42 Prozent sa-
gen, ihreLage sei unverändert.Wobei deut-

lichmehr Frauen alsMänner sagen, dass es
ihnen finanziell deutlich schlechter gehe
als früher. Bei jenen, die in Städten woh-
nen, manifestiert sich das subjektive Un-
wohlsein stärker als beiMenschen auf dem
Land. Die höchste Unzufriedenheit mit
ihrer derzeitigen Lage zeigen jene, die zur
Miete wohnen.
Politisch ist die Lagekompliziert:Die ak-

tuelle Regierung steht unter Dauerdruck.
Einerseits gilt es, das riesige Budgetloch zu
stopfen, das die Corona-Pandemie gerissen
hat – und die „Das Beste aus beiden Wel-
ten“-Strategie derVorgängerregierung.An-
dererseits will man es diesmal anders ma-
chen als beimAusbruchdesUkrainekriegs,
als der Überfall Russlands auf sein Nach-
barland die gesamte Energieversorgung
Europas ins Wanken brachte. Gas- und
Strompreis kletterten in astronomische
Höhen, in Privathaushalten und in Unter-
nehmen verursachten die hohen Energie-
preiseAlbträume,unddiedamalige, türkis-
grüne Regierung verzeichnete neue Rekor-
de in Sachen Unbeliebtheit.
Dass das Problem der hohen Inflation in

Österreich so lange anhielt, war ein Ergeb-
nis der damaligen Passivität. Daher wollte
auch die derzeitige Regierung nach Aus-
bruch des Irankriegs gleich handeln. Das

wochenlange Gezerre um die Spritpreisbe-
grenzung zeigt, wie schnell Politik bei
Preisfragen inder Sackgasse landet. Zudem
könnten dem Finanzminister dadurch
dringend benötigte Einnahmen fehlen.
Man könnte von einer politischen Lose-
lose-Situation sprechen, und allein für die-
ses Dilemma sollten dieMenschen im Lan-
de doch Verständnis haben. Oder?
Odernicht.Werpflegt schon stets objek-

tives Verständnis für Weltlage und Öster-
reichs Regierung, wenn schon wieder die
Strompreise, die Betriebskosten und die
Preise im Supermarkt gestiegen sind? Vie-
leMenschen inÖsterreich sind schlichtund
einfach subjektiv „ang’fressen“, wie man
das, auf gutWienerisch, nicht schöner aus-
drücken könnte. Weil alles teurer gewor-
den ist. Weil man das auch spürt. Und weil
die letzte Gehaltserhöhung (oder war es
doch nur der Kollektivvertrag?) das teure
Leben nicht so abfedert, wie man sich das
erhofft hat. Am Ende des Geldes bleibt im-
mer noch recht viel Monat übrig.

Zartes Pflänzchen
Das kann in Fällen, wo das Haushalts-

einkommenunter demMedian liegt, schon
kritisch werden. Vor allem, wenn die
Waschmaschine eingeht. Oder das Kind
einen nicht eingeplanten Schulausflug hat,
denman noch bezahlen muss. Auffällig an
der jetzigen Wirtschafts- und Stimmungs-
krise ist aber auch, dass vor allem „derMit-
telstand“ klagt und fürchtet, auf der öko-
nomischenVerliererstraße zu sein. Subjek-
tiv sehen sich übrigens fast alle als Teil des
„Mittelstands“, selbst wenn sie Spitzenver-

Frage: Geht es Ihnen heute finanziell
besser oder schlechter als vor einem

Jahr?
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diener sind. Verlustängste sind da wie dort
vorhanden. Und weil Wirtschaft immer
auch Psychologie ist, macht das den Auf-
schwung umso schwieriger. Da sind wir
noch gar nicht bei der Frage angelangt, ob
der Krieg Israels und der USA gegen den
Iran am Ende das zarte Pflänzchen Kon-
junktur wieder ausrupft.

Die Gastro-Krise
Zu besseren Menschen macht uns der

Grant über die Teuerung jedenfalls nicht.
Das Spendenvolumen stagniert, die politi-
schen Feindseligkeiten gegenüber NGOs
und vermeintlichen „Gutmenschen“ neh-
men an Schärfe zu. Die „Dealmaker“ mit
den spitzen Ellbogen haben die Nase vorn,
zögerliche Bedenkenträger sind fast schon
ein Schimpfwort.
Wäre das alles nicht schon elend genug,

bemerkt man aber auch Veränderungen an
sich selbst –und zwarnicht zumGuten:Der
Caritas-Erlagschein vor Weihnachten lag
ziemlich lange unbehandelt herum, genau-
so erging es den Roten Nasen, dem Tier-
schutzvereinundvielenanderen.DerStapel
wuchs, die Laune sank. Geiz ist nicht geil.
Die Gastronomie spürt die Teuerungs-

krise besonders stark. Die Statistik Austria

hat für die Inflationsberechnung sogar den
Warenkorb umgestellt. Die Menschen ge-
ben um 45,6 Prozent weniger aus für Res-
taurantbesuche als 2020 – weil diese emp-
findlich teurer geworden sind. So kostet
das Schnitzel um 52 Prozent mehr als noch
vor sechs Jahren, da überlegt man sich das
romantische Dinner im Lokal lieber zwei-
mal. Bummvolle Lokale in den Stadtzent-

ren täuschen darüber hinweg, dass am
Land oft die große Leere im Gastraum
herrscht.
Rückläufige Umsätze drücken natürlich

die Stimmung der Wirte, was sich wiede-
rum unvorteilhaft auf jene des Personals
auswirkt. Schlechte Bezahlung, harte
Arbeitsbedingungen –wer bleibt unter sol-
chen Umständen fröhlich? Das bemerken

auch die Gäste – und bleiben oftmals weg.
Oder gehen früher nach Hause. Das zweite
Getränk oder die Nachspeisemuss schließ-
lich nicht unbedingt sein, wenn sie nicht
freundlich angeboten wird.
Man kann der Kellnerin natürlich auch

einfach in die Augen schauen. Und mögli-
cherweise ihre Erschöpfung registrieren.
Bemerken, dass sie den gesamten Gast-
raum inklusive Schank allein schupft. Und
ihr dann genau deswegen ein fettes Trink-
geld geben. Dasselbe kann man auch beim
Friseur und bei der Kosmetikerin machen.
Man kann auch wieder einmal eine Stra-
ßenzeitung kaufen und einer NGO etwas
spenden. Man kann einander anlächeln
und den Grant wegen der Teuerung tief
drinnen einfach ignorieren.
Der Mann zum Beispiel hat seinen

Schoki-Konsum eingeschränkt. Dafür ge-
hen wir wieder öfter miteinander aus. An-
ders als früher, wir gehen viel spazieren.
Und reden. Manchmal landen wir beim
Würstelstand, manchmal gehen wir dann
doch noch einenHappen essen. Und geben
großzügig Trinkgeld. Geld ist nicht alles.
Und Glücklichsein lässt sich nicht infla-
tionsbereinigen.
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Angst vor
dem Absturz

Gerald John

Die Teuerung trifft längst auch die
Mittelschicht. Die FPÖ profitiert – doch ob
Gegenmaßnahmen greifen, hängt nicht nur

von der Regierung ab.

Anhand diesesMaßstabs stellt sich die Lage
etwaspositiver dar.Wifo-ExpertinRocha-Akis
hat die Einkommen von 2019 bis 2023 mit der
allgemeinen Inflationsrate im selben Zeitraum
verglichen. Demnach ist der Mitte ein reales
Plus von 3,7 Prozent geblieben; zu verzeichnen
sei somit ein sehr schwachesWachstum, aber
kein Absturz. Der Budgetdienst im Parlament
kam in eigenen Berechnungen zu ähnlichen
Schlüssen, und auch der Arbeiterkämmerer
Feigl resümiert: Dass dieMittelschichtmitwe-
niger Geld auskommen müsse als früher, las-
se sich pauschal nicht behaupten.

Sind es nur Ausnahmefälle?
Sind die Caritas-Klienten also untypische

Ausnahmefälle, die ein zu düsteres Bild zeich-
nen? Das lässt sich so nicht sagen, denn der
Preisauftrieb trifft dieMenschenunterschied-
lich. Die Statistik Austria misst die Inflation
anhand eines durchschnittlichen Waren-
korbs, doch das Konsumverhalten variiert. Je
geringer das Budget eines Haushalts, desto
größer ist der Anteil für Unverzichtbares wie
Nahrung, Energie undWohnen. Gerade diese
Kosten sind überdurchschnittlich stark ge-
stiegen. Leidtragende seien naturgemäß vor
allem Menschen mit niedrigen Einkommen,
sagt Rocha-Akis. Aber auch Teile der Mittel-

schicht spürten die Teuerung zweifellos stär-
ker als imDurchschnitt ausgewiesen:Wer die
laufenden Kosten schon zuvor nur knapp be-
streitenkonnte, „kannunerwarteteAusgaben
nun nicht mehr so leicht stemmen“.

Zerplatzte Träume
Für bezeichnend hält sie, dass laut Umfra-

gen der Statistik Austria immer mehr Men-
schen unter den Wohnkosten leiden. In der
Gruppe mit niedrigen Einkommen stieg der
Anteil jener, die eine schwere bis sehr schwe-
re finanzielle Belastung empfinden, seit dem
Einsetzen der Teuerungswelle von 20 Prozent
auf fast die Hälfte. Aber auch in der Mittel-
schicht kam es zu einem deutlichen Anstieg
– von fünf auf 25 Prozent.
Die Ausmaße des Inflationsdrucks hingen

stark von der individuellen Situation ab, er-
gänzt der AK-Ökonom Feigl. Es mache einen
großen Unterschied, ob eine Familie in einer
bereits abbezahltenoder geerbtenEigentums-
wohnung lebt oder eine neu vereinbarte Mie-
te am unregulierten Markt berappen muss.
Schon früher hat der Kostenschock für all

jene eingesetzt, die einen klassischen Mittel-
schichtstraum vor Augen hatten: Seit 2008
sind die Preise für Wohnungseigentum laut
Daten der Nationalbank um fast 150 Prozent

angestiegen – die ver-
fügbaren Haushaltsein-
kommen legten nicht
einmal halb so kräftig zu.
Wer nicht geerbt hat,
kann sich den Einzug in
eigene vier Wände folg-
lich schwer leisten.

Treiber für FPÖ
Sorgen bereitet auch der Zustand der Ge-

sundheitsversorgung. Wieder gilt es, vor
Übertreibung zu warnen. Die in Schlagzeilen
aufscheinenden Horrorwartezeiten für Arzt-
terminedramatisierenmitunter die Lage,weil
Notfälle und Routineuntersuchungen ver-
mischt werden. Doch dass das Angebot an
Kassenstellen hinter der wachsenden Zahl an
Patienten zurückgeblieben ist, steht außer
Frage. Im besseren Fall hilft intensive Telefo-
niererei, umdochnoch rasch einenTermin zu
bekommen – im schlechteren bleibt nur der
Gang zum privat zu bezahlenden Wahlarzt.
Ein ungemütlicheres Leben, gepaart mit der
Angst um das ökonomische Wohlergehen,
schüre das Misstrauen gegenüber Regie-
rungen, sagt der Politikwissenschaftler
Laurenz Ennser-Jedenastik: Neben den

seit vielen Jahren wirkenden „Treibern“ –
Migrationsdebatte, Euroskeptizismus, Anti-Es-
tablishment-Haltung – befeuere somit auch die
Teuerung den Vormarsch der FPÖ. Haben jün-
gereGenerationendenEindruck,denStatusder
Elternnicht erreichenzukönnen, entstehe eine
Affinität zu radikal rechten Parteien. Im Fach-
jargondesWissenschafters:Die intergeneratio-
nalenMobilitätserwartungenbliebenunerfüllt.
DieMittelschicht deshalb zur alleinigenGa-

rantin des blauen Aufstiegs zu erklären, gin-
ge zu weit, fügt Ennser-Jedenastik hinzu: Die
FPÖ habe über alle sozialen Schichten hinweg
zugelegt. Umfragewerte jenseits der 35 Pro-
zent seien allerdings nur mit breitem Zu-
spruch aus jener Gruppe zu erreichen, die
zwei Drittel der Bevölkerung umfasst.

Selektive Sicht
DieRegierungsparteien suchennacheinem

Gegenrezept. Klar ist bereits, was nicht funk-
tioniert.Die abgewählte schwarz-grüneRegie-
rung versuchte, die Kostenlawine mit finan-
ziellenGoodies abzufedern. Das sicherte zwar
relativ stabile Einkommensverhältnisse,
brachte politisch aber keinen Rückhalt. Die
Menschen registrieren in erster Linie die ge-
stiegenen Rechnungen im Supermarkt oder
an der Tankstelle. Was über Sozialleistungen
oder Löhne zusätzlich in die Haushaltskassen
fließt, geht oft unter.
ÖVP, SPÖ und Neos versuchen nun ver-

stärkt, das Problem an der Wurzel anzupa-
cken. Mietpreisbremsen, Entlastungen beim
Strom und die Senkung der Mehrwertsteuer
auf ausgewählte Lebensmittel sollen die Kos-
ten für dieHaushalte direkt dämpfen, statt sie
im Nachhinein auszugleichen. Den jüngsten
Eingriff hat die Koalition erst dieseWoche bei
den Spritpreisen gesetzt.
Ob sich das politisch auszahlt, hängt nicht

nur vom Zuschnitt der Maßnahmen ab. Ent-
wickelt sich die Energiekrise tatsächlich noch
„viel schlimmer“, wie es Finanzminister Mar-
kus Marterbauer befürchtet, wird über müh-
sam erkämpfte zehn Cent Ersparnis an den
Zapfsäulen niemand sprechen.

E
s ist eineKlientel,wie sie
an Orten wie diesen frü-
her nur selten anzutreffen
war: Immer öfter tauchten
in den Sozialberatungsstel-
len der Caritas Menschen auf,

für die sich die Notlage nicht in einer langen
Vorgeschichte angebahnt habe, erzählt Direk-
tor Klaus Schwertner. Ein dauerhafter
Arbeitsplatz, stabile Wohnverhältnisse und
ein geregeltes Familieneinkommen schienen
eine verlässliche Absicherung nach unten zu
garantieren. Doch die gestiegenen Kosten,
speziell fürMiete, Gas und Strom, bringen im
Fall vonJobverlust,Krankheit oder Scheidung
zunehmend auch Angehörige der unteren
Mittelschicht in existenzielle Schwierigkei-
ten: „Es kann heute sehr schnell gehen, dass
jemand, der eben anderen nochHilfe angebo-
ten hat, diese plötzlich selbst braucht.“
Was Schwertner schildert, hat bereits

Schlagzeilen gemacht – in Deutschland, wo
die Mittelschicht tatsächlich geschrumpft
ist. In Österreich hingegen galt jene Gruppe,
die nach Definition der OECD zwischen
75 und 200 Prozent des mittleren verfügba-
ren Haushaltseinkommens liegt, bislang als
unerschütterliches Bollwerk: Konstant zäh-
len zwei Drittel der Bevölkerung dazu, mit
Jahreseinkommen zwischen 25.000 und
66.000Euro. Als Garant für diese stabile Lage
hebt Silvia Rocha-Akis vom Wirtschafts-
forschungsinstitut (Wifo) die hierzulande na-
hezu flächendeckenden Kollektivverträge
hervor, die das Entstehen eines Niedriglohn-
sektors verhindert hätten. Die heimische
Mitte hat daher nicht nur keine Erosion er-
lebt, sondern ihren Wohlstand kontinuier-
lich ausgebaut. Zumindest galt das bis zur
Teuerungskrise.

Kein Plus mehr
Ist dieErfolgsstorynunzuEnde? „Abstiegs-

ängste hatten noch nie einen so realen Hin-
tergrundwie jetzt“, sagt Arbeiterkammer-Ex-
perte Georg Feigl und meint damit nicht nur
das neueNormal von Kriegen undKrisen, das
gerade im nächsten Energiepreisschock zu
gipfeln droht. Noch nie in der Zweiten Repu-
blik habe sich die finanzielle Situation so
schwach entwickelt wie zuletzt, konstatiert
der Ökonom: „Bisher hat sich die Mittel-
schicht erwarten können, sich Jahr für Jahr
mehr leisten zu können, sei es für Urlaube,
Gesundheit oder Essen. Dieses Aufstiegsver-
sprechen ist nun zu Ende.“
Feigl verweist auf die Lohnstatistik. Dem-

nachhat es real, alsonachAbzugder Inflation,
in den vergangenen fünf Jahren keinen Zu-
wachs gegeben. ImSchnitt steht sogar einMi-
nus von 0,2 Prozent pro Jahr zu Buche.
Allerdings ist anzumerken: Die Löhne sind

für die überwiegend von Arbeit lebende Mit-
telschicht zwar eine wichtige Kenngröße, bil-
den aber nicht das gesamte Bild ab. Haushal-
te beziehenauch staatlicheLeistungenwieFa-
milienbeihilfe und Kindergeld – oder eben
Antiteuerungshilfen, wie sie die alte Regie-
rung aus ÖVP und Grünen ausgeschüttet hat.
Im Gegenzug sind Steuern und Abgaben zu
entrichten. Wie viel unter dem Strich bleibt,
zeigt sich amverfügbarenEinkommen.Nach-
teil: Diese Daten liegen vorerst nur bis 2023
vor. Damit ist der Höhepunkt der Teuerungs-
krise erfasst, nicht aber der Nachhall.

KASSENSTURZ
ÖVP, SPÖ und Neos versuchen,
die Kosten für Haushalte
direkt zu dämpfen.

Die Teuerung befeuert den
Aufmarsch der FPÖ.

COLLAGE: DER STANDARD / OTTO BEIGELBECK
FOTOS: APA, REUTERS, ADOBE FIREFLY
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Verena Kainrath

Lebensmittel kosten in Österreich spürbar
mehr als auf der anderen Seite der Grenze.
Wer ist schuld am Preisaufschlag? Sind
Konsumenten dem Spiel der Kräfte hilflos
ausgeliefert? Ein Blick über den Tellerrand.

Billig
drüben,
teuer hier
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M
anner mag man eben –
auch im Parlament. Das
exakt gleiche Packerl
Schnitten sei in Deutsch-
land um 60 Prozent güns-
tiger als direkt neben der

Fabrik in Hernals, empörte sich Nationalrats-
abgeordnete JuliaHerr (SPÖ) jüngst imHohen
Haus. Schuld an der Preisdifferenz sei nicht
das Wiener Traditionsunternehmen, beeilte
sie sich zubetonen.Verantwortlich seien viel-
mehr internationale Großhändler: Ihr Öster-
reich-Aufschlag gehöre endlich abgeschafft.
Wie erklärt Manner den Schnittenauf-

reger? „Das Süßwarengeschäft ist extrem ra-
battgetrieben, vor allem inDeutschland“, sagt
KonzernchefDieterMessner. ReineRegalprei-
se zu vergleichen, sei angesichts vonAktions-
anteilen von bis zu 70 Prozent nur die halbe
Wahrheit. Zwischen deutschen Diskontern
und traditionellen Einzelhändlern tobe ein
deutlich intensiverer Wettbewerb als hierzu-
lande – was rasch zu Preisrückgängen führe.
Produzenten dürfen in unterschiedlichen

Ländern unterschiedliche Preise verlangen.
Würde die Abschaffung territorialer Lieferbe-
schränkungen Schnitten, Mozartkugeln und
Dragee Keksi hierzulande günstiger machen?
Messner schüttelt den Kopf. „Manner hat kei-
nen Österreich-Aufschlag.“ Das Thema sei für
seinen Konzern irrelevant. „Wir haben nicht
mehrere Werke über Europa verstreut. Jeder
Händler kauft Manner in Österreich.“
Nichtnur Süßwaren sorgen fürEmotionen.

Der Konsumentenschützer Foodwatch identi-
fizierte kürzlich 30 idente Grundnahrungs-
mittel, die inÖsterreich in Summeum24 Pro-
zent teurer waren als in Deutschland. Brot
derselbenMarke kostete um79Prozentmehr,
ein Joghurt um 80 Prozent. Auch Reis, Hafer-

flocken, Tee und Nüsse waren teurer. Food-
watch macht ebenfalls die Lieferbeschrän-
kungen verantwortlich: Nur klare gesetzliche
Vorgabenauf europäischerEbenekönntendie
Preisunterschiede beseitigen.
Konsumenten waren in den vergangenen

Jahren im Supermarkt unmittelbarmit höhe-
ren Preisen konfrontiert. Die volle Breitseite
der Teuerung traf armutsgefährdete Haushal-
te. In vielen Preisdebatten blieben gestiegene
Löhne und Gehälter jedoch unterbelichtet.
Undauchwenndie subjektiveWahrnehmung
oft eine andere ist: Prozentuell geben die Ös-
terreicher für Lebensmittel weniger aus als
noch vor fünf Jahren. Das zeigen aktuelle
Daten der Statistik Austria.

Essen für den Müll
Der Anteil der monatlichen Haushaltsaus-

gaben fürErnährungundalkoholfreieGeträn-
ke sank seit 2019/20 von 12,1 auf 11,6 Prozent.
Im EU-Vergleich liegen nur Luxemburg und
Irland darunter. Vor 50 Jahren lag der Anteil
noch bei 27 Prozent, vor 70 Jahren bei fast
45 Prozent. Der stetige Rückgang zeigt den
wachsenden Wohlstand einer Gesellschaft,
diemehr Geld für Freizeit, Verkehr, Sport und
Kultur aufbringen kann.
Zugleich landen jährlich rund eine Million

Tonnen Lebensmittel im Müll. Mehr als die
Hälfte davon stammt aus privaten Haushal-
ten, während über 400.000 Menschen unter
schwerer Ernährungsarmut leiden. Die Kluft
zwischen Überfluss und Mangel ist tief – und
schwer zu überwinden.
Wie sich das im Alltag niederschlägt, zeigt

der Blick auf die Einkaufszettel: Wer wenige
Kilometer über die Grenze nach Deutschland
fährt, kommt bei identen Markenartikeln oft
günstiger weg als in Österreich.Woran liegen

Mia Hauer (25), in Karenz, und Gabriel (31), Drucktechniker im Familienbetrieb,
Louise (6), Fredrick (5), Maxim (3) und Yoshua (1) aus Hörbranz in Vorarlberg

Familie Hauer gibt monatlich rund 600 Euro für Lebensmittel aus, für ihren Wocheneinkauf in einem deutschen
Supermarkt hat die Familie 123,36 Euro hingelegt. Mia Hauer informiert sich vorab über Rabatte und Aktionen, diesmal hat
sie 17,01 Euro gespart. Durch die in Deutschland niedrigere Mehrwertsteuer (sieben und 19 Prozent) spart sie zusätzlich

3,33 Euro. Ein vergleichbarer Einkauf in Österreich wäre für die Familie auch wegen höherer Nettopreise deutlich teurer. Wür-
de sie ab 1. Juli 2026 in Vorarlberg einkaufen, läge die Steuerersparnis – bei gleichen Nettopreisen – bei gerade einmal 61 Cent.

Was geben Österreicherinnen und Österreicher in

schwerpunkt: Das teure Leben
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ihrem Ermessen. Das nährt den Ruf nach
mehr Transparenz. Das Vertrauen in einen
Markt, der von wenigen globalen Industrie-
konzernenundnurvier großenHandelsunter-
nehmen dominiert wird, ist naturgemäß ge-
ring – zumal diese längst eigene schlagkräfti-
ge Produktionskapazitäten aufgebaut haben.
Die Wettbewerbskontrolle hat in der Vergan-
genheit Schwächen gezeigt. Wo die Angst vor
demVerlust vonMarktanteilen gering ist, las-
sen sich Preise leichter anheben.

Preise als Blackbox
Die Preisbildung gleicht einer Momentauf-

nahme in einer Blackbox. Wer entlang der
verzweigten Lieferketten vom Feld bis zum
Teller wann und warum an der Preisschraube
dreht, entzieht sich weitgehend der Beobach-
tung. Mischkalkulationen erschweren direk-
te Vergleiche zusätzlich: Verluste bei Lockar-
tikelnwie SchweinefleischundButterwerden
über weniger preissensible Produkte wie Kol-
lagenjoghurt oder Katzenfutter ausgeglichen.
Ein Huhn durchläuft vier Betriebe, ehe es

im Kühlregal landet. Alle Beteiligten – bis hin
zu Futtermittelproduzenten und demFinanz-
minister – verdienen mit. Wie komplex die
Arbeitsteilung für den Belag einer Pizza De-
luxe ist, lässt sich nur erahnen. Jede Kosten-
steigerung wirkt wie ein Multiplikator – auf
Gewinnmargenverzichtet niemand freiwillig.

Margenkontrolle
Die Regierung will Licht ins Dunkel brin-

gen. Unternehmen entlang der Wertschöp-
fungskette sollen ihre Kalkulationen offenle-
gen und der Wettbewerbsbehörde melden.
Eine staatliche Preiskommission soll die
Daten vertraulich prüfen und unangemesse-
ne Preispolitik sanktionieren. Der gläserne

diese ungleichen Spielregeln? Und was könn-
te die schärfsten Spitzen glätten?
Die Regierung will territoriale Lieferbe-

schränkungen verbieten. Diese verhindern,
dass Händler über Landesgrenzen hinaus
günstiger einkaufen können. Auch Brüssel
sieht damit Grundprinzipien des freien Bin-
nenmarktes verletzt. Es sind künstliche Bar-
rieren, die Konsumenten EU-weit jährlich ge-
schätzt 19 Milliarden Euro kosten.

Lieferbeschränkungen
Eine grenzenlose Beschaffung birgt jedoch

Stolpersteine. Europa kennt keine einheitli-
chen Kostenstrukturen, einheitliche Preise
sind daher wirtschaftlich illusorisch. Lohn-
stückkosten variieren ebenso wie Steuern,
Kaufkraft und regulatorische Vorgaben.Wür-
den Produzenten ihre Vertriebspartner nicht
mehr frei wählen dürfen, sondern verpflich-
tet sein, ihreWare jedemHändler in der EU –
ungeachtet lokaler Kosten – zum gleichen
Preis anzubieten, hätte das aus Sicht der In-
dustrie gravierende Folgen.
Supermärkte könntenKonsumgüter unbe-

grenzt aus dem jeweils günstigsten Ausland
importieren und in Märkten mit hohen Her-
stellerkosten vermarkten. Produktionen im
eigenen Land wären damit nicht mehr ausge-
lastet und konkurrenzfähig, was Arbeitsplät-
ze gefährden und die Abhängigkeit von inter-
nationalenHerstellern erhöhenwürde, warnt
der Verband der Lebensmittelindustrie.
Und selbst wenn die EU-Kommission glo-

baleMarkenartikelkonzerne dazu zwingt, für
Kracherl, Käse und Kosmetik in Österreich
gleich viel zu verlangen wie in Deutschland,
wird das Einkaufen nicht zwangsläufig güns-
tiger. DieDifferenz bliebe bei denHandelsket-
ten – wofür sie diese verwenden, liegt in

Supermarkt lässt sichpolitisch gut verkaufen.
Doch auch hier droht sich die Regierung die
Zähne auszubeißen.
Einblick in die Geschäftsgeheimnisse der

Branche kann Missbrauch von Marktmacht
aufdecken – und ist daher sinnvoll. Sichtbar
würde, was ohnehin naheliegt: Fertiggerich-
te, funktionelle Lebensmittel und etablierte
Markenwie Snacks an der Kassa ermöglichen
hoheMargen und quersubventionieren weni-
ger impulsive Einkäufe, bei denen jeder Cent
zählt. Günstiger werden Lebensmittel da-
durch allerdings nicht. Unklar bleibt zudem,
wie der staatliche Meldezwang samt Preis-
kontrollen praktisch umgesetzt werden soll.
UnternehmerkritisierendasVorhabenals bei-
spiellosen Eingriff in die freie Marktwirt-
schaft, der österreichische Betriebe benach-
teilige und zusätzliche Bürokratie auslöse.

Größe und Dichte
Um zu verstehen, warum Einkäufe in Ös-

terreich oft teurer sind als in Deutschland,
lohnt sich ein Blick über den Tellerrand. Um-
strittene Handelshürden verdecken nicht die
strukturellen Unterschiede: Deutschland ist
inLandwirtschaft, VerarbeitungundNachfra-
ge rundzehnmal sogroßwieÖsterreich.Deut-
sche Händler nehmen der Industrie entspre-
chendhöhereMengenab–wasdieEinstands-
preise senkt.
Nicht kostenlos ist die immense Dichte an

Supermärkten in Österreich. Kaum ein ande-
res Land inEuropabietet proEinwohnermehr
Verkaufsfläche, auchwenndieNahversorgung
auf dem Land erodiert. In Ballungsräumen
reiht sich rundumKreisverkehre ein Spar, Bil-
la, Hofer oder Lidl an den nächsten. Um die
Konkurrenz auf Abstand zu halten, investier-
te die Branche in kleinere Filialen und engma-

Johanna R. (29), Studentin mit Nebenjob, aus Wien
Johanna studiert 25 Stunden die Woche, neben ihrem Selbsterhaltersti-

pendium arbeitet sie. Den Wocheneinkauf erledigt die 29-Jährige in der Re-
gel an ihrem freien Tag imWiener Supermarkt um die Ecke. In dieser Wo-
che hat sie 57,65 Euro für den Einkauf ausgegeben und dank Rabattaktionen
ganze 9,46 Euro gespart – Johanna kauft sehr gezielt mit Pickerln ein, seit
der Teuerungswelle hat sie ihre Einkäufe sogar reduziert. Die Studentin

würde ab Anfang Juli zusätzlich 90 Cent an Steuern auf den gleichen Einkauf
sparen – bei gleichen Nettopreisen, wohlbemerkt.
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Christoph Löschenbrand-Bläuel (40), Geschäftsführer im Familienunternehmen,
Julia (37) in Karenz, Eleni (2 Monate), Leander (3), Mathilda (8) aus Mank in NÖ
Familie Löschenbrand-Bläuel hat für 177,30 Euro in Mank in mehreren

Supermärkten und einem Bauernladen eingekauft, dank Rabatten hat sie
7,41 Euro gespart. Frische Lebensmittel, im Idealfall bio, sind der Familie
wichtig. Zum Glück seien sie in der finanziellen Lage, bei den Preisen nicht
ganz genau hinschauen zu müssen, das habe sich mit der Teuerung nicht
signifikant geändert, sagt Julia Löschenbrand-Bläuel. Ab Juli würde sie bei
gleichen Nettopreisen 4,43 Euro an Steuern auf den Einkauf sparen.
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einerWoche für Lebensmittel aus – was sparen sie ab Juli?

Anne Feldkamp, Julian Umhaller

Die Mehrwertsteuer auf Grundnahrungsmittel soll
in einigen Monaten halbiert werden. Wir rechnen
anhand von drei exemplarischen Einkäufen aus,

was das im Alltag tatsächlich bringt.

schigeLogistik–denPreisdafür trägtderKun-
de. Auch Personal ist in Österreich teurer. Zu-
dem sind Auflagen in der Tierhaltung teils
strenger: Geflügel etwa hat hierzulande mehr
Platz im Stall und wird gentechnikfrei gefüt-
tert. Das gibt es ebenso wenig umsonst wie
denhöherenAnteil an biologischenund regio-
nalen Lebensmitteln, die das Preisniveau ins-
gesamt heben – Stichwort Mischkalkulation.
Nicht jeder Einkaufszettelvergleich bildet

zudem die unterschiedliche Rabattkultur ab.
Hinzu kommt: Den Österreichern wird nach-
gesagt, bei Speis und Trank weniger zu knau-
sern als die Nachbarn. Auch das prägt Ange-
bot und Nachfrage.

Macht und Ohnmacht
Habenwir es in derHand, auf die Preispoli-

tik vonHandel und Industrie einzuwirken? Ist
jeder Einkauf eine politische Entscheidung?
DieMachtderKonsumenten ist trügerisch: Zu
gut sind sie im Verdrängen und Vergessen. Zu
komplex ist die Wirtschaftswelt, zu oft siegt
dieBequemlichkeit.Dennoch sinddiewenigs-
ten der Teuerung völlig ausgeliefert.
Niemandmuss zu teurerMarkenware grei-

fen. Noch nie war das Angebot an Alternati-
ven größer und der Weg zu Diskontern kür-
zer. Online lassen sich Preise rasch verglei-
chen. Hochverarbeitete Fertiggerichte in auf-
wendiger Verpackung sind kostspieliger als
Selbstgekochtes, weniger Fleisch entlastet
ebenfalls dasHaushaltsbudget. Auch einBlick
auf Grundpreis und Füllmenge lohnt sich.
Wer sich selbst das Allernötigste nicht leis-

ten kann, stößt damit rasch an Grenzen. Ent-
lastung schafft nur gezielte Sozialpolitik–und
ein besserer Brückenschlag entlang der Le-
bensmittel-Wertschöpfungskette von Wohl-
stand zu Armut.

schwerpunkt: Das teure Leben
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Joseph Gepp

Das Leben ist teurer geworden – daran besteht kaum Zweifel.
Doch ein Blick auf die Zahlen zeigt: Österreich ist real kaum ärmer.

Warum fühlt es sich für viele trotzdem anders an?

E
s gibt nur wenige Großthemen, die quer
durch die Gesellschaft Emotionenwecken.
Corona war ein solches. Oder, als Dauer-
brenner, die Ausländerdebatte. Vielleicht
noch Politiker, ihre Gehälter und angebli-
chen Privilegien. In diesen Debatten gerät

derWahrheitsgehalt einzelnerBehauptungenbisweilen
aus dem Blick, ebenso die Frage, ob wirklich jedes klei-
ne Beispiel als Beleg für einen allgemeinen Zustand
taugt.Unddoch:DieseThemenbewegendieMenschen.
In den vergangenen Jahren ist ein weiteres hinzuge-

kommen: die Frage der Leistbarkeit des Lebens.
In gefühlt jedem persönlichen Gespräch taucht sie

früher oder später auf. Unter Expertinnen und Exper-
ten ist mitunter sogar von einer Leistbarkeitskrise die
Rede, in Österreich wie international. Von Energie bis
zu Lebensmitteln, vom Wohnen bis zum Restaurant-
besuch – vieles ist teurer geworden, dieMenschen kön-

nen sich weniger leisten, heißt
es. InÖsterreich sehen nichtwe-
nige darin den Hauptgrund da-
für, dass die FPÖ bei der letzten
Nationalratswahl zur stärksten
Kraft aufgestiegen ist.
Inzwischen bauen ganze Poli-

tikerkarrieren auf diesem The-
ma auf. Der neue linksgerichtete
demokratische Bürgermeister
vonNewYork, ZohranMamdani,
verdankt ihm seinen rasanten
Aufstieg. In Österreich versucht
die SPÖ, wenn auch weniger er-
folgreich, das Thema zu beset-
zen. Die Frage der Leistbarkeit
hat sich nicht nur in der politi-
schen Kommunikation festge-
setzt, sondern schlägt sich auch
in konkreten Maßnahmen nie-
der: Flackert im Nahen Osten
einKrieg auf, reagieren Politiker
hierzulande mit Tankpreis-
deckeln und ähnlichen Ein-
griffen.
Aber gibt es sie überhaupt, die

Krise der Leistbarkeit?

Energie und Mieten
Die Fragewirkt im erstenMo-

ment fast zynisch. Schließlich
kannes jedeund jeder sehen:die
Preise im Supermarkt, die Rech-
nungen für Energie und Mieten.
All das ist in den vergangenen
Jahren deutlich gestiegen.
Und doch verdienen die Men-

schen auch mehr – genau darin
liegt das Vertrackte an der Leist-
barkeitsfrage. Österreichs Infla-

tion war in den vergangenen Jahren auch deshalb oft
die höchste in Westeuropa, weil die Löhne mitgezogen
haben. Nominell ist vieles teurer geworden; real jedoch
muss das nicht zwangsläufig so sein.Was also stimmt?
Ein Blick auf die Zahlen verblüfft. Die durchschnitt-

lichen verfügbarenHaushaltseinkommen inÖsterreich
– von Gehältern überMieteinnahmen bis hin zu Sozial-
leistungen – sind inflationsbereinigt seit 2020 weitge-
hend stagniert. Der Anstieg der Realeinkommen ent-
sprach damit in etwa der Inflation in diesem Zeitraum,
die bei rund 28 Prozent lag.
Bemerkenswert ist, dass selbst Geringverdiener kei-

ne Einbußen verzeichneten. Dass die Realeinkommen
nicht eingebrochen sind, liegt nicht nur an den mit der
InflationgestiegenenLöhnen, sondernauchanumfang-
reichen staatlichen Leistungen – vom Klima- bis zum
Familienbonus. Mit anderen Worten: Statistisch be-
trachtet sind die Menschen in Österreich heute real
nicht ärmer als vorBeginn jenerKrisenserie, diemit Co-
rona einsetzte.
Ist die Leistbarkeitskrise also einMythos? Lassenwir

uns von der teurer gewordenen Butter im Supermarkt
täuschen – obwohl wir eigentlich noch genauso viel
Geld zur Verfügung haben wie zuvor?
Ein genauerer Blick zeigt jedoch: So einfach ist es

nicht. Denn zentrale Ausgabenposten, die in vielen
Haushalten besonders ins Gewicht fallen, sind deutlich
stärker gestiegen – stärker als die allgemeine Inflation
unddie realeEinkommensentwicklung.Anders gesagt:

Die durchschnittliche Kaufkraft ist insgesamt zwar sta-
bil geblieben, innerhalb ihrer hat sich jedoch vieles ver-
schoben. Weil das Lebensnotwendige teurer geworden
ist, bleibt vom gleich gebliebenen Einkommenweniger
für alles andere.
Wohnen,Energie, Lebensmittel – es sinddie bekann-

ten großen Posten. In diese Bereiche floss im Vorjahr
laut Statistik Austria rund 38 Prozent des Einkommens
eines durchschnittlichen Haushalts. Und gerade sie ha-
ben sich spürbar verteuert.

Preistreiber Energie und Mieten
Besonders ins Gewicht fällt dabei die Energie. Elek-

trizität, Gas und andere Brennstoffe verteuerten sich
zwischen 2020 und 2025 laut Statistik Austria um
76,1 Prozent – die jüngsten Verwerfungen infolge des
Irankriegs sind darin noch gar nicht enthalten. Doch
schon davor lag der Anstieg deutlich über der allgemei-
nen Inflation und dem realen Einkommenszuwachs.
Auch Lebensmittel und alkoholfreie Getränke sind

seit 2020 um 33 Prozent teurer geworden – ebenfalls et-
was stärker als die allgemeine Inflation.
BleibendieMieten–ein interessanter Sonderfall. Seit

2020 sind sie zwar etwasweniger stark gestiegen als die
allgemeine Inflation, konkret um25,5 Prozent. Langfris-
tig jedochhaben sie sich als erheblicheKostenbelastung
erwiesen. Im letzten Vierteljahrhundert, seit dem Jahr
2000, lag die Gesamtinflation bei rund 80 Prozent; die
Mieten inklusiveBetriebskostenproQuadratmeter stie-
gen laut Statistik Austria hingegen um beachtliche
131 Prozent. Hinzu kommt, dass Mieten in der offiziel-
len Inflationsberechnungnur einvergleichsweise gerin-
ges Gewicht haben, weil viele Menschen im Eigentum
leben– steigendeWohnkostenwerdendadurchnur un-
zureichend abgebildet. Das Fazit ist klar: Wohnen wird
in Österreich zunehmend zur finanziellen Belastung.
Die Daten zeichnen damit einwidersprüchliches Bild:

Nein, gemessen an den Realeinkommen sind wir nicht
ärmergeworden.Und ja,gemessenanderStrukturunse-
rer Ausgaben sind wir es doch. Wer sich neue Kleidung
kauft, achtet heute oft genauer auf denPreis als noch vor
wenigen Jahren. Der Abend in der Cocktailbar? Der Res-
taurantbesuch? Das Streaming-Abo? Oder der Urlaub für
die ganze Familie? Was früher vielleicht noch eine teu-
rere Flugreise war, ist heute eher ein Hotel im Nachbar-
land – oder, in vielen Fällen, gar nichts mehr.

Masterpläne und Mini-Maßnahmen
Was lässt sich daraus lernen? Die Bemühungen der

Regierungen in den vergangenen Jahren, Preissprünge
bei zentralenAusgabenposten zubegrenzen,waren ins-
gesamt wenig erfolgreich. Werden Konsumentinnen
und Konsumenten die Entlastungen im Cent-Bereich
tatsächlich spüren,wie sie die schwarz-rot-pinkeRegie-
rung zuletzt mit der Senkung der Mehrwertsteuer auf
Grundnahrungsmittel beschlossen hat? Wohl kaum.
Nötig wären vielmehr konsistente politische Strate-

gien, die gezielt einzelne Bereiche in den Blick nehmen,
über Jahre hinweg angelegt sind undmitNachdruck so-
wie Verlässlichkeit verfolgt werden.
Im Energiebereich hieße das: ein massiver Ausbau

von Stromnetzen und -speichern. Die dafür nötigen In-
vestitionen würden die Energiepreise zunächst wohl
weiter erhöhen. Mittelfristig jedoch ließe sich die Ab-
hängigkeit von teuer importierter und krisenanfälliger
fossilerEnergie verringern, insbesonderevomGas.Dem
Klimakämedasnebenbei ebenfalls zugute. Flankierend
braucht es eine überzeugende politische Kommunika-
tion, damit die Bevölkerung diesen Weg mitträgt. Die
Botschaft von Politik und Unternehmen müsste klar
sein: Nicht nur jedes neueWindrad, sondern vor allem
jede zusätzliche Stromleitung trägt dazu bei, Energie
leistbar zu halten und die Versorgung zu sichern.
Unddie schleichendeVerteuerung desWohnens, vor

allem in den großen Städten? Hier lautet das Stichwort
„Nachverdichtung“. In Städten wie Wien liegen große
Flächen brach, ohne dass es sich um tatsächliche Grün-
räume handelt – etwa die weitläufigen Freiräume zwi-
schen Gemeindebauten. Allein inWien ließen sich laut
einer Studie vom vergangenen Februar durch Nachver-
dichtung rund 120.000 zusätzliche Wohnungen schaf-
fen (der derzeitige Bestand beträgt etwa eine Million).
DafürwärenwederUmwidmungennotwendignoch zu-
sätzliche öffentliche Mittel.
Die öffentlicheAufmerksamkeit für dasThemaLeist-

barkeit ist inzwischen jedenfalls vorhanden.Was fehlt,
ist politisches Sitzfleisch.LE
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Gudrun Springer

MRT, Logopädie, Termin beim Internisten: Wer medizinische Versorgung braucht, wartet auf Kasse oft
lange. Wie entscheiden Patientinnen und Patienten? Betroffene berichten, was ihnen Zeitersparnis wert ist.

Gesundheit? Unbezahlbar!

S
ara Maiers* Tochter Lena* tat sich
im letzten Kindergartenjahr noch
schwer, Laute voneinander zu
unterscheiden und korrekt auszu-
sprechen. Den Eltern wurde gera-
ten, für die Fünfjährige logopädi-

sche Unterstützung in Anspruch zu nehmen.
Also suchteMaier in ihremWohnbezirk Tulln
in Niederösterreich und in den umliegenden
BezirkennacheinemKassenplatz. „Wirmuss-
ten fast ein Jahr Wartezeit in Kauf nehmen“,
sagt Maier.
Indieser Zeit gingLena zueiner Logopädin,

die 100 Euro pro Stunde verlangte – ein üb-
lichesHonorar. EinenTerminbekamensie so-
fort. Nach einer ersten Einschätzung ging die
Expertin davon aus, dass Lena mehrere Mo-
nate Therapie benötigen würde. Insgesamt
rechneten die Eltern mit Kosten von rund
4000 Euro. Zwar refundiert die Österreichi-
sche Gesundheitskasse (ÖGK) bei eingereich-
ten Rechnungen für 60 Minuten Einzelthera-
pie bis zu 60 Euro, dennoch wären die Maiers
auf etwa 1400 Euro sitzengeblieben.

Ein Jahr Warten auf Logopädie
Die Eltern entschieden sich daher, auf

einen Kassenplatz zu warten. Als nach knapp
einem Jahr schließlich einer frei wurde, fuh-
ren sie ihre Tochter wöchentlich zur Therapie
in den Nachbarbezirk. Lena habe rasch Fort-
schritte gemacht, erzählt FrauMaier. Die Kos-
ten übernahm die Kasse.
DerFall zeigteinbekanntesMuster:Werpri-

vat zahlt, kommt oft schneller dran. Doch was
ist Patientinnen und Patienten diese Beschleu-
nigung bei Gesundheitsanliegen tatsächlich
wert, was können sie sich leisten, in Zeiten, in
denenauchsonstalles teurerwird?Undwievie-
le WochenWartezeit lassen sich so tatsächlich
vermeiden – oder wie viel Geld kostet das?
Allerdings hängt viel vom Einzelfall ab –

etwa davon, wie akut oder speziell ein Pro-
blem ist und wie gut die Versorgung auf Kas-
se im jeweiligen Fachgebiet und in der Region

aufgestellt ist. DerÖGK, bei der 82 Prozent der
Menschen in Österreich versichert sind, lie-
gen keine „Echtzeitdaten“ zu Wartezeiten-
spitzen vor.
DieÄrztekammerhat 2024 dieWartezeiten

auf verschiedeneFacharzttermine inWiener-
hoben – für nicht dringliche Fälle. Am längs-
ten, nämlich 90Tage,musstemanbeiKinder-
und Jugendpsychiatern auf einen Kassen-
terminwarten; in der Augenheilkundewaren
es 44 Tage, beim Lungenfacharzt 36 Tage. Die
Studie zeigt zudem, dass Kassenpraxen im-
merwieder keineneuenPatientinnenundPa-
tienten mehr aufnehmen – besonders häufig
in der Gynäkologie und der Kinderheilkunde.
Die ÖGK erstattete 2025 in der Allgemein-

medizin mit 7,9 Millionen Euro die größte
Summe, gefolgt von der Inneren Medizin (6,6
Millionen) sowie der Frauenheilkunde und
Geburtshilfe (4,8 Millionen). Grundsätzlich
übernimmt die ÖGK 80 Prozent des für eine
Leistung üblichen Kassentarifs. Die Erstat-
tungssumme ist in den vergangenen Jahren
deutlich gestiegen – wohl auch, weil das Ein-
reichen von Rechnungen einfacher geworden
ist:Waren es 2020 noch 37MillionenEuro, lag
die Summe2024 bereits bei 47Millionen. 2025
stagnierte sie,wobei Einreichungenweiterhin
rückwirkend möglich sind.

Kein Termin beim Kassenarzt
Bedrückend ist der Fall einer Leserin aus

Villach: Ende vorigen Jahres habe sie unter
starken Schmerzen aufgrund vonMyomen in
der Gebärmutter gelitten, erzählt sie. Für eine
bevorstehende Operation habe sie dringend
einen Termin bei einem Internisten benötigt,
umuntersucht zuwerden und die nötige Frei-
gabe zu erhalten, sagt die 37-Jährige. Bei der
Arztsuche habe sie ihre Situation geschildert
– auf Kasse hätte sie dennoch drei Monate
warten müssen.
Also wandte sie sich an eine Wahlärztin:

Ein Termin innerhalb einer Woche sei dort
möglich gewesen. Die notwendigen Untersu-

chungen – ein 24-Stunden-EKG und ein Bela-
stungs-EKG – musste sie ebenfalls privat be-
zahlen. Insgesamt habe sie der Internistin
rund 700 Euro gezahlt, 160 Euro habe die ÖGK
erstattet. Wegen der starken Schmerzen, die
bereits etwa ein Jahr vor derDiagnosebestan-
den hätten und sie in ihrer Arbeitsfähigkeit
einschränkten, habe sie in der Hoffnung auf
Linderung zusätzlich alternative Schmerzthe-
rapien undNahrungsergänzungsmittel in An-
spruch genommen.
Insgesamt habe sie dafür seit Dezember

rund 2000 Euro ausgegeben. Sie habe sich da-
für verschuldet, erzählt die Frau, die inzwi-
schen auf Jobsuche ist. Die ÖGK teiltemit, die
Kostenerstattung sei „entsprechend den gel-
tenden vertraglichen Regelungen in Kärnten
erfolgt“. Der Raum Villach sei nicht für be-
sonders lange Wartezeiten in der Inneren
Medizin bekannt. Bei drohenden längeren
Wartezeiten rät die Kasse, sich direkt an sie
zu wenden.

Fehlende Versorgung
In manchen Regionen in Österreich lassen

sich Kassenstellen aber kaum noch nachbe-
setzen. So wurde im Bezirk Lilienfeld in Nie-
derösterreich die Stelle einer Hautärztin seit
zweieinhalb Jahren immer wieder ausge-
schrieben, und allein in der Steiermarkwaren
imJänner acht Stellen fürGynäkologie vakant
– um nur zwei Beispiele zu nennen.
Mitunter wird auch Geld für Untersuchun-

gen bei Spezialisten ausgegeben, weil ein ent-
sprechendes Angebot auf Kasse schlicht fehlt.
Darüber klagen etwa Betroffene vonME/CFS.
Bei einemspezialisiertenWahlarzt betragedie
Wartezeit fünfMonate, ein Termin koste zwi-
schen 120 und 150 Euro; für eine Erstbehand-
lung seien 200 Euro odermehr zu veranschla-
gen, teilte einePatientindemSTANDARDmit.
Ersttermine sind laut einer Erhebung von

krankenversichern.at (einer Firma, die private
Krankenversicherungen vertreibt) beim Ra-
diologen mit durchschnittlich 268 Euro am
teuersten, gefolgt vom Urologen mit 237 Euro
sowie der Kardiologin mit 211 Euro. Erhoben
wurden dabei Durchschnittskosten inmehre-
ren Fachgebieten; mögliche Sozialtarife blie-
ben unberücksichtigt.
Das Kassensystem, dessen Ausbau die Re-

gierung angekündigt hat, funktioniert in Tei-
len jedoch weiterhin reibungslos. So kommt
etwa ein Kind mit Ohrenschmerzen in Wien
durchausnochamselbenTagbei einemHNO-
Arzt unter. Ebenfalls aus Wien stammt das
Beispiel einer Jugendlichen, deren Schulärz-
tin auf die Möglichkeit einer Skoliose, einer
Verkrümmung der Wirbelsäule, hinwies.

Einen Monat später hatte ein Kassenortho-
päde Zeit für eine Untersuchung. „EineWar-
tezeit, die man in diesem Fall in Kauf neh-
men kann“, fanden ihre Eltern.
FürUnverständnis sorgenhäufig die Paral-

lelstrukturen, wenn es um bildgebende Ver-
fahren geht: Als Sara Maier sich am Knie ver-
letzte, habe sie vor Schmerzen kaum gehen
können. EinMRT-Termin auf Kasse sei ihr je-
doch erst in einigenWochen angeboten wor-
den. „Dasselbe Institut stelltemir einMRT in-
nerhalb von zwei Tagen in Aussicht – wenn
ichprivat zahle“, sagt die 43-Jährige verärgert.
Sie habe 250 Euro für die Untersuchung im

Magnetresonanztomografen ausgegeben.
Den Befund habe sie für die weitere Behand-
lung benötigt. „Die Krankenkasse erstattet in
diesem Fall nichts“, sagt Maier.

Teure MRT-Geräte
MRT-Geräte seien sehr teuer, die Untersu-

chungen zudem „extrem aufwendig“, gibt
Thomas Czypionka, Gesundheitsökonomam
Institut für Höhere Studien (IHS), zu beden-
ken. Oft würde ein Ultraschall oder ein Rönt-
gen ausreichen. Viele MRT-Untersuchungen
in Österreich hätten keine weiteren Konse-
quenzen.

Mit Blick auf Wartezeiten auf Kasse weist
Czypionka zudem darauf hin, dass Wahlarzt-
praxen „nur begrenzt dazu beitragen können,
die Problematik auf dem Land zu lösen“. Eine
Wahlarztordinationmüsse sichwirtschaftlich
tragen, daher sei es vor allem in Ballungsräu-
men attraktiv, eine solche zu eröffnen.
Und nicht alle Probleme ließen sich auf Ka-

pazitätsengpässe zurückführen: Das Kassen-
system werde zum Teil auch unnötig in An-
spruchgenommen.Esgebe zuvieleEinzelpra-
xen, die Leistungen unkoordiniert erbräch-
ten, sagt Czypionka. „Dann irren die Patien-
tinnen und Patienten durch das System.“
*Namen von der Redaktion geändert

€ 2000
gab eine Patientin für einen Termin
beim Wahlinternisten inklusive

Untersuchungskosten sowie alternativer
Schmerztherapien aus. Wartezeit:

eine Woche. Wartezeit auf einen Termin
beim Kasseninternisten: drei Monate.

€ 250
zahlte eine Patientin für ein MRT

nach einer Knieverletzung. Wartezeit:
zwei Tage. Auf Kasse hätte sie dieselbe
Untersuchung im selben Institut

erst mehrere Wochen später erhalten.

€ 100
kosten 60 Minuten Logopädie bei der
Wahltherapeutin im Einzelsetting.

Rund 60 Euro erstattet die Krankenkasse.
Die Wartezeit auf einen Kassenplatz

beträgt fast ein Jahr.
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M
anchmal kann Mau-
rice nur den Kopf
schütteln, wenn er an
die Herausforderun-
gen bei der Woh-
nungssuche denkt.

„Alleine einen Besichtigungstermin zu
bekommen, ist oft schon schwer“, sagt er.
Maurice ist 22, trägt einenNasenring und
eine Bomberjacke mit Kunstfellbesatz.
Zurzeit schläft er bei einem Freund auf
demSofa, seit ein paarMonaten ist er auf
Wohnungssuche. 700 Euro sind für ihn
die absolute Schmerzgrenze.
Yoyo ist mit 27 Jahren nur wenig älter

als Maurice. Zum Gespräch mit dem
STANDARD kommt sie auf ihrem Roller,
eine schwarze Kappe auf dem Kopf, da-
runter ihre Haare zu einem Zopf gefloch-
ten.Die zweiHundeSweenyundBimmer
hat sie heute zu Hause gelassen. In ihrer
Wohnung, einer knapp 25 Quadratmeter
großenGemeindewohnung inWien-Leo-
poldstadt, die sie über einen Verein ge-
funden hat.
Früher war Yoyo wohnungslos. Auf

dem freien Markt, sagt sie, hätte sie kei-
ne Chance auf eine Wohnung gehabt.
Heute zahlt sie 223 EuroMiete imMonat.
DieWohnung sei so klein, dass die jüngs-
ten Mietpreiserhöhungen kaum ins Ge-
wicht fallen. DochYoyokennt auch ande-
re Geschichten. Eine Freundin lebte lan-
ge in einer privaten Mietwohnung und
musste jeden Euro zweimal umdrehen,
umgenugGeld für Lebensmittel zuhaben
– bis sie schließlich doch ausziehen
musste, weil die Miete einfach zu hoch
war. Eine andere Freundin zahlt jetzt
doppelt so viel für ihre Gemeindewoh-
nung wie noch vor wenigen Jahren.

Von 669 auf 1344 Euro
Ähnlich ergeht esmomentan einer Fa-

milie inWien-Floridsdorf. BarbaraDjord-
jevic lebt mit ihrem Mann Danijel und
ihren drei Kindern, die zwischen neun
und 16 Jahren alt sind, in einemGemein-
debau aus den 1990er-Jahren. Als sie im
Mai 2018 einzogen, war die Freude groß:
eine passende Wohnung – vier Zimmer,
Maisonette, 131 Quadratmeter – war ge-
funden. Die Monatsmiete betrug zu Be-

ginn nur 669 Euro. Zwar war die Woh-
nung abgewohnt, es gab anfängliche
Schimmelprobleme, und im Schlafzim-
mer regnete es sogar einmal hinein.
„Aber bei der günstigen Miete übersieht
mansolcheMängel“, sagtDjordjevic beim
Besuch des STANDARD.
ImApril 2025 stieg dieMiete der Fami-

lie Djordjevic plötzlich dramatisch an:
von 669 Euro auf 1344 Euro, mehr als das
Doppelte. Grund für den Anstieg war das
Auslaufen einer Wohnbauförderung –
ein Phänomen, das zunehmend häufiger
auftritt. Ein älterer Gemeindebau am
Handelskai sorgte bereits im Herbst für
negative Schlagzeilen, und es wird ver-
mutet, dass zahlreiche andereGemeinde-
bauten ebenfalls betroffen sind. Miete-
rinnen und Mieter sind empört, mobili-
sieren ihre Kräfte und beklagen sich über
mangelnde Transparenz in den Mietver-
trägen.Unddas imWienerGemeindebau
– einem international anerkannten Mo-
dell für leistbaren Wohnbau.

Rechtsstreit mitWienerWohnen
Familie Djordjevic plant, sich juris-

tisch gegendie Erhöhung zuwehren, und
wird dabei vonWolfgang Kirnbauer vom
Mieterschutzverband beraten. Er hält
denMietvertrag ausdemJahr 2018 für in-
transparent, weil er die später zu erwar-
tende Mieterhöhung nicht ausreichend
erklärt – insbesondere nicht, ab wann
mit dem Anstieg zu rechnen war.
Die Vorschreibung aus dem April 2025

wareinSchock fürdieFamilie, sagtDjord-
jevic. „Mit einer Erhöhung rechnet man
natürlich, aber nichtmit demDoppelten.“
Beide, sie und ihr Mann, sind berufstätig
und angestellt, doch die sprunghaft ge-
stiegenenWohnkostenbringensie ineine
schwierige Lage. Um die Mehrkosten zu
decken,müssen sie an anderer Stelle spa-
ren. Insgesamt, inklusive Stellplatz und
Nebenkosten, belaufen sich ihremonatli-
chen Ausgaben für dieWohnung nun auf
2000 Euro. Djordjevic hat bereits auf Im-
mobilienplattformen nachgesehen, doch
ein Auszugwäre für die Familie schmerz-
haft,wie sie sagt – leistbarerwäre eswohl
nur außerhalbWiens. Aber die Kinder ge-
hen im Bezirk zur Schule, ihr Sohn spielt

Schwere
Zeiten für
Mieter

Martin Putschögl, Bernadette Redl

Das Angebot sinkt, die Preise steigen:
Wer derzeit in Wien eine Mietwohnung sucht,
hat es schwer. Sogar im sozialen Wohnbau

kommt es manchmal zu enormen
Kostensteigerungen.
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ganz in der Nähe Fußball. In Floridsdorf
hat die Familie Wurzeln geschlagen.
Dass das Angebot am Wiener Woh-

nungsmarkt derzeit begrenzt ist, liegt
auch daran, dass zu wenig gebaut wird.
Seit Jahren warnen Experten davor, dass
das Angebot die wachsende Nachfrage
nicht bedienen kann. Die Zuwanderung
bleibt hoch, und der Trend der Versinge-
lung – dass immermehrMenschen allei-
ne leben– setzt sichungebremst fort. Da-
durchwächst die Zahl derHaushaltenoch
schneller als die Bevölkerungszahl.
Geförderte Wohnprojekte werden

zwar kontinuierlich an neue Bewohne-
rinnen und Bewohner übergeben, doch
die Zahl der fertiggestellten Einheiten ist
deutlich gesunken im Vergleich zu den
Vorjahren. Die Gemeinnützigen haben
im vergangenen Jahr bundesweit nur et-
was mehr als 11.000 Wohneinheiten fer-
tiggestellt, inWien dürften es laut Schät-
zungen rund 3500 Einheiten gewesen
sein. Zwar kommen jährlich einige Hun-
dert neue Gemeindewohnungen hinzu;
kürzlich übergab Kathrin Gaál, die schei-
dendeWohnbaustadträtin, in derDonau-
stadt die 2000.neueGemeindewohnung.

Viel zu wenig Neubau
Der Neubau in Wien – insbesondere

der frei finanzierte – hinkt jedoch erheb-
lich hinterher. 2023 und 2024 wurden in
allen Segmenten zusammen weniger als
10.000Wohneinheiten baubewilligt, und
auch heuer wird mit einem weiteren
Rückgang gerechnet. Dabei wären jähr-
lich mehr als 10.000 Fertigstellungen nö-
tig, um den Bedarf zu decken.
Der Einbruch der Wohnungsproduk-

tion hat zur Folge, dass es auf dem priva-
ten Mietwohnungsmarkt derzeit richtig
rundgeht. „Wahnsinn“nennt es sogar ein
Makler, angesprochen auf die aktuelle Si-
tuation.DavidBreitwieser, Co-Geschäfts-
führer vonOptin Immobilien,war zuletzt
mit der Verwertung der fast 350 Miet-
wohnungen imneuenWohn-undGewer-
beturmbeimProjektViennaTwentyTwo
in Kagran betraut. Eine Wohnung mit
nicht ganz 75 Quadratmetern kostet hier,
abhängig vom Stockwerk, bis zu 2000
Euro an Gesamtmiete. Eine Wohnung in
ähnlicher Größe wie die von Familie
Djordjevic schlägt mit 3500 Euro zu Bu-
che. Und dennoch: Wenige Tage vor der
offiziellen Übergabe am 1. April sind bis
auf eine Einheit alle Mietwohnungen be-
reits vergeben.
„Früher gab es so etwas nicht“, sagt

Breitwieser. Einst war es der Anspruch,
eine Vollvermietung bis spätestens ein
Jahr nach Fertigstellung zu erreichen.
Heute hat sich das Bild gewandelt. Im
Vorjahr war Breitwieser auch für die Ver-
marktung der neuen Mietwohnungen in
der Alten Post im 1. Bezirk zuständig.
Dort lagen die Mieten knapp unter
30 Euro pro Quadratmeter – und waren
dennoch in kürzester Zeit vergeben. „Die
Nachfrage ist genauso hoch wie vor fünf
Jahren, aber eswirdnur einViertel so viel
gebaut wie damals“, fasst Breitwieser die
Lage zusammen.

Bis zu 50 Euro je Quadratmeter
In Wien gibt es derzeit sogar einen

Wohnturm,dessenRekordmietendie be-
reits genannten noch weit übertreffen.
Der DC Tower 2 in der Donau-City mit
314 Mietwohnungen wird gerade fertig
gebaut. Für eine 52 Quadratmeter große
Wohnung im 51. Stock werden hier
2500Eurobrutto verlangt, eineDrei-Zim-
mer-Wohnung mit 96 Quadratmetern
kostet 5000 Euro – also mehr als 50 Euro
brutto pro Quadratmeter. Hinzu kom-
men drei Monatsmieten an Kaution, zu-
dem sind die Mietverträge auf zehn Jah-
re befristet.
Wer kann sich das leisten? Für wen

werden dieseWohnungen gebaut? In den
Fällen der beiden genannten Türme sind
dieVermieter keine einzelnenKäufer von

Vorsorgewohnungen, wie etwa bei den
Triiiple-Türmen am Donaukanal, son-
dern Globalinvestoren – in beiden Fällen
Fondsmit Sitz in Deutschland. Sie erwar-
ben die Projekte schon vor Jahren, mit-
ten imBauboom.Mit der ZinswendeMit-
te 2022 zogen sich diese Investoren vorü-
bergehend aus dem Markt zurück, doch
nun kehren sie langsam wieder. Ein
Grund dafür sind die steigenden Mieten,
die ihre Investitionen wieder attraktiver
machen.

Simmering am günstigsten
Wer einen Blick auf die aktuellen An-

gebots-Preisstatistiken wirft, könnte als
Wohnungssuchender durchaus einen
Schock erleiden. Auf Immopreise.at, wo
die durchschnittlichen Gesamtmieten
aktueller Immobilieninserate auf der-
Standard.at berechnet werden, liegen
sämtlicheWienerBezirkebeimindestens
20 Euro pro Quadratmeter – in einigen
Fällen sogar deutlichdarüber.DieDonau-
stadt führt mit mehr als 28 Euro, was vor
allem an den sehr teuren Mietwohnun-
gen im DC2 liegt, gefolgt von der Inneren
Stadtmit über 26 Euro. Am „günstigsten“
sind derzeit Liesing und Floridsdorf.
Es ist klar, dass solche Preisspiegel nur

einen Ausschnitt des Marktes abbilden.
SehrhochpreisigeAngebotebei gleichzei-
tig geringemAngebot wirken sich zudem
in den Statistiken preistreibend aus und
ziehen das allgemeine Mietniveau nach
oben.
Der kürzlich veröffentlichte Immobi-

lienpreisspiegel der Wirtschaftskammer
gibt Auskunft über die durchschnittli-
chen Nettomieten im Jahr 2025 im Be-
reich des freien Mietzinses – also ohne
Altbauwohnungen. Simmering ist hier
der einzige Bezirk, in dem die Mieten
noch unter zehn Euro pro Quadratmeter
liegen (9,96 Euro). Abgesehen von der In-
neren Stadt bewegen sich die Durch-
schnittspreise in den anderen Bezirken
zwischen 10,20 Euro (Floridsdorf) und
11,99 Euro (Döbling). Die City bildet mit
17,26 Euro den großenAusreißer. Die Zah-
len basieren auf tatsächlichen Vertrags-
abschlüssen, die von Maklerinnen und
Maklern erhoben werden.

Geringe Fluktuation
Die Anspannung auf dem Markt ist

deutlich spürbar, sagt Makler Breitwie-
ser. Abhilfe schaffen könnte aus seiner
Sicht nur eines: „Wenn wieder mehr ge-
bautwird.“Dochviel sei nicht inder Pipe-
line. Das führe auch dazu, dass die Fluk-
tuation zurückgeht, erklärt der Makler.
Aus Gesprächen mit Hausverwaltungen
weiß er, dass es derzeit deutlich weniger
Kündigungen gibt als üblich. „Manchmal
wird auch eine Kündigung wieder zu-
rückgezogen, weil die Leute keine neue
Wohnung finden.“
Familie Djordjevic hofft jedenfalls,

dass sich ihre Miete auf dem Rechtsweg
wieder reduzieren lässt. Zumindest teil-
weise. Ein erster Gerichtstermin ist im
Juni.
Maurice wünscht sich, bald eine be-

zahlbare Wohnung zu finden. Was von
Bewerberinnen und Bewerbern verlangt
wird, sei oft absurd, findet er: Lebensläu-
fe, Bürgschaften, Einkommensnachwei-
se. Teilweise müsse man das Drei- bis
Vierfache der Miete verdienen, um eine
Chance zu haben. Auch bei Massenbe-
sichtigungen war Maurice schon: „Da
drängen sich 40 Leute in einer 35-Quad-
ratmeter-Wohnung, das ist wie in einem
Haifischbecken.“
Yoyo ist in ihrer Wohnung nach wie

vor glücklich, „auch wenn ein bisschen
mehr Platz manchmal nicht schlecht
wäre“. Dennoch ist sie dankbar, so wenig
Miete zu zahlen, „weil dann auch noch
Geld fürs Leben übrigbleibt“ – und dafür,
eine sichere Wohnung zu haben und
nicht auf den privaten Wohnungsmarkt
angewiesen zu sein.

Maurice (li.) ist seit Monaten auf Wohnungssuche. Yoyo (re.) kann sich
25 m2 leisten. Familie Djordjevic (re. u.) kämpft mit einer Preiserhöhung.
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im Schnitt einen nominalen Zins-
satz von 1,18 Prozent. Zwischen 2021
und Mitte 2023 stieg der Satz dann
auf 4,17 Prozent (aktuell sind es um
die 3,4 Prozent). „Wir erleben der-
zeit, dass die Niedrigzinsphase für
den aktuellen Planungszyklus der
Vergangenheit angehört und einer
neuen ökonomischen Realität Platz
macht“, sagt Kirchmair. Günstiger
wird es in naher Zukunft wahr-
scheinlichnichtmehr, zumindest ist
eine Wette darauf sehr riskant. Im
vergangenen Jahrwurden vor allem
die Kredite mit einer fixen Verzin-
sung teurer. Diese orientieren sich
an langfristigen Zinserwartungen,
die sind also eher hoch.

Die Frage ist vermutlich weniger,
ob sich Menschen in Österreich Im-
mobilien leisten können, undmehr,
wer das kann. Das hängt von der
Lage ab (vor allem die Städte sind
einProblem), aber auchvonderöko-
nomischen Sicherheit.

Realitäts-Drift
Undda gehendie Realitäten lang-

sam auseinander. Während die
Realeinkommen von ganzjährig be-
schäftigten Angestellten wachsen,
stagnieren sie bei Menschen, die
prekärer und nicht durchgängig be-
schäftigt sind.
Stellen wir uns (Situation 1) ein

junges Paar auf dem Land vor, das

irgendwo in der Gegend rund um
Bruck an der Mur gerne ein Haus
bauen würde. Das ist teurer gewor-
den. Laut Baupreisindex der Statis-
tik Austria sind die Preise im Hoch-
bau seit 2021 um knapp ein Drittel
gestiegen. Die Kosten für einen Bau
variieren logischerweise mit der
Ausstattung, aber als Faustregel
muss man außerhalb von Westös-
terreich mindestens mit 2500 Euro
pro Quadratmeter (ohne Grund-
stück und Finanzierungskosten)
rechnen. Bei einemklassischen 130-
Quadratmeter-Haus sind wir mit
Grundstückund einemkleinenPuf-
fer schnell bei Gesamtkosten von
400.000 Euro und mehr. Man kann

2025 wurden das erste Mal seit langem wieder mehr
Immobilienkredite vergeben. Was heißt das?

Kann sich Österreich Wohneigentum wieder leisten?

Jonas Vogt
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D
ieser Artikel beginnt
mit einer guten
Nachricht. Nach Jah-
ren der Diskussion
darüber, dass Men-
schenkeine Immobi-

lienkredite mehr bekommen,
wächst derMarkt wieder. 2025wur-
den Immo-Kredite für 17 Milliarden
Euro vergeben, gegenüber elf Mil-
liarden im Vorjahr. Das ist gut für
die Baubranche, die Politik und na-
türlich auch für die Kreditnehmer
selbst. Schließlich ist die eigene Im-
mobilie für viele Menschen noch
immer ein Teil ihres Lebensplans.
Aber es wäre verfrüht, die Debatte
um die Leistbarkeit von Wohn-
eigentum an den Nagel zu hängen.
Die Diskussion darum, wer sich

noch Immobilien kaufen kann, ob
es die Generation(en) vorher leich-
ter hatten dabei, das ist alles nicht
neu. Zuletzt schwirrte es stark
gegen Ende der Zehnerjahre herum
(„Ok, Boomer“). Die vergangenen
Jahre haben den Immobilienmarkt
nochmal ordentlich durchgeschüt-
telt, mit Zinssteigerungen, Inflation
und (mittlerweile entschärften)Kre-
ditverordnungen. Hat das etwas
verändert?Wie sieht esAnfang 2026
aus mit der Leistbarkeit von Immo-
bilien?
Manmuss den großen Sprung im

Volumender Immobilienkredite ein
bisschen relativieren. Ein großer
Teil sindNachholeffekte, indenJah-
ren davor war die Kreditvergabe
deutlich zurückgegangen. Aber im-
merhin, es passiert was. „Die Leist-
barkeit vonWohneigentumhat sich
zuletzt merklich verbessert, was im
Wesentlichen auf stagnierende Im-
mobilienpreise und deutliche Ein-
kommenszuwächse zurückzufüh-
ren ist“, sagt Christoph Kirchmair,
Geschäftsführer beim Wohnbau-
kreditvermittler Infina. Viele Haus-
halte würden sich dadurch bei der
monatlichen Kreditbelastung wie-
der in einem Bereich befinden, der
eine solide Finanzierung ermögli-
che. Gerade jetzt sei ein gutes Fens-
ter, sagt Kirchmair. „Die Kombina-
tion aus moderaten Zinsen und der
noch bis Ende Juni geltenden Ge-
bührenbefreiung bietet ein klares
Chancenfenster.“ Im zweiten Halb-
jahr könnte die Inflation wieder an-
ziehen, auch aufgrund der geopoli-
tischen Unsicherheiten.

Nicht nur die Preise
Wichtig bei der Debatte um

„Leistbarkeit“ von Immobilien ist,
dass es eben nicht reicht, einfach
nur auf Preise zu schauen. Es ist
immer eine komplizierte Gemenge-
lage aus Zinsniveau, Immobilien-
preisen, Einkommen und langfris-
tigen ökonomischen Aussichten.
Und da schaut es ein wenig besser
aus als vor einigen Jahren, auch
aufgrund der Tatsache, dass die
Preise – vor allem außerhalbWiens
– nach den Boom-Jahren stagnier-
ten oder sogar zurückgingen. Laut
Raiffeisen Immobilien zahlte man
2025 für ein durchschnittliches Ein-
familienhaus 7,5 Jahresnettoein-
kommen, 2022 waren es noch 10,5
Jahresnettoeinkommen.
Wie sehr sichdie Situationbei der

Kreditvergabe verändert hat, zeigt
eine Zahl. Vor fünf Jahren zahlten
Wohnkreditnehmer in Österreich

sich vorstellen,wie stark schonDin-
ge wie ein geschenktes Baugrund-
stück diese Gleichung verändern.
Das gibt dann eben auch Hand-
lungsmöglichkeiten: Muss ich mir
nur 250.000 statt 350.000 Euro lei-
hen, ist es möglich, dass mich der
Kredit – bei entsprechendhoher Til-
gungundkurzer Laufzeit – amEnde
nur halb so viel kostet.
Komme ich der Stadt näher, wird

das alles logischerweise teurer. Stel-
lenwir uns (Situation 2) einPaarAn-
fang 30vor. Sie arbeiten inWien, ein
Kind ist am Weg und sie würden
gerne im Speckgürtel ein Haus kau-
fen.Das ist finanziell anspruchsvoll:
Die Preise imUmkreis von 45Minu-
ten um Wien herum sind explo-
diert. Unter 650.000 Euro für ein
Haus wird es, zumindest wenn es
keinen Renovierungsbedarf hat,
schwierig.Mit dementsprechenden
Doppelgehalt sind Monatsraten von
2000Euro schonmachbar.Aber die-
ses Einkommen braucht es dann,
nebendemEigenkapital, ebenauch.
Nehmen wir als Letztes (Situa-

tion3)nocheinenSingle inderStadt.
Er verdient gut und überlegt sich ir-
gendwann, ob es nicht sinnvoller
wäre, einen Kredit abzubezahlen,
statt monatlich Miete zu überwei-
sen. Emotional ist das verständlich.
Bei Immobilienpreisen wie in Wien
oder Graz sollte man aber dreimal
überlegen, ob das finanziell sinnvoll
ist. Bei einer 60-Quadratmeter-
Wohnung in Penzing bin ich schnell
beim Preis eines Hauses auf dem
Land. Immobilien sind eine gute
Möglichkeit,Vermögenaufzubauen,
aber sie sindnicht aufmagischeWei-
se besser als alles andere. Geld, das
ich mir bei der Miete im Vergleich
zur Kreditrate spare, kann ich über
Jahrzehnte anlegen, das muss man
sich einfach durchrechnen.

Möglich, aber ...
Was diese Beispiele zeigen: Im-

mobilienkauf istweiterhinmöglich,
wenn man als Haushalt ein stabiles
Einkommen (im besten Fall zwei)
mitbringt. Allerdings wird das
Eigenkapital immer mehr zum Fla-
schenhals. In der Praxis lasse sich
dieserEngpass oft durch eineUnter-
stützung aus dem familiären Um-
feld erfolgreich überbrücken, sagt
Kirchmair. Das heißt aber eben
auch: Familiäre Unterstützungen,
Schenkungen, Erbschaften, das ist
alleswichtiger geworden für denEr-
werb einer Immobilie.
Bei einem Pressetermin erzählte

ein Vertreter von Raiffeisen un-
längst, dass sich die Betreuung von
Kunden im Bereich der Immobilien-
kredite verändert habe. Früher sei-
en die Leute mit einem konkreten
Objekt gekommen, das sie kaufen
wollten. Heute kämen sie öfter, um
mal zu bereden, was denn finanziell
möglich sei. EinZugang,demExper-
ten viel abgewinnen können. „Für
dienähereZukunft spricht vielesda-
für, dass Eigentummit einer soliden
Finanzierung erreichbar bleiben
kann“, sagt Kirchmair. Die Entschei-
dung sollte allerdings nicht von
kurzfristigen Markterwartungen,
sondern von einer fundierten Pla-
nung getragen sein. „Es braucht ein
realistischesVerständnis dafür,wel-
cher Finanzierungsrahmen langfris-
tig machbar ist.“

Nach wie vor der Traum vieler Österreicherinnen und
Österreicher: das Haus mit Garten. Ist das noch finanzierbar?

VierWände
auf Kredit

schwerpunkt: Das teure Leben
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Sparen

Günther Strobl

Sparen heißt verzichten, heißt: Schmerz?
Nicht unbedingt. Wie Sie tatsächlich Geld sparen
und fast nichts dafür tun müssen – indem Sie
Instinkte für sich nutzen und ein paar
simple Regeln berücksichtigen.

mit
System

schwerpunkt: Das teure Leben
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I
nwirtschaftlich angespanntenZei-
ten stehen vieleMenschen vor den
gleichen Herausforderungen: den
Alltag mit begrenztem Budget zu
bewältigen, ohne spürbar an Le-
bensqualität einzubüßen. Steigen-

de Preise, volatileMärkte undhöhere Fix-
kosten zwingen dazu, genauer hinzuse-
hen und bewusster mit Geld umzugehen.
Sparenbedeutet dabei nicht zwangsläufig
Verzicht – oft imGegenteil.Wer Gewohn-
heiten hinterfragt, Konsumentscheidun-
gen überdenkt und gezielt an kleinen
Stellschrauben dreht, kann überraschend
großeEffekte erzielen.Der folgendeÜber-
blick zeigt alltagstaugliche Maßnahmen,
mit denen sich Ausgaben reduzieren las-
sen – ohne dass das Leben ärmer wird.

Fahrstil überprüfen
Hohe Spritpreise belasten zunehmend
auch jene, die auf das Auto angewiesen
sind – besonders im ländlichenRaum,wo
Alternativen oft fehlen. Umso wichtiger
ist es, den eigenen Fahrstil zu hinterfra-
gen. Der größte Hebel liegt im voraus-
schauenden Fahren: Wer früh vom Gas
geht, statt abrupt zubremsen, kannbis zu
15 Prozent Treibstoff sparen. Autofahrer-
klubs empfehlen zudem, mit niedriger
Drehzahl zu fahren – beim Benziner zwi-
schen 2000 und 2500 Umdrehungen pro
Minute, beim Diesel entsprechend da-
runter.Mit gleichmäßigemTempo zu fah-
ren, statt häufig zubeschleunigenundab-
zubremsen, senkt den Verbrauch zusätz-
lich. Auf Landstraßen und Autobahnen
hilft ein Tempomat, die Geschwindigkeit
konstant zu halten und die Energieeffi-
zienz zu maximieren. In Summe lassen
sich bei rund 15.000 Kilometern Jahres-
leistung so 200 bis 250 Euro einsparen.

Fahrzeug optimieren
Auch der Zustand und die Nutzung des
Fahrzeugs haben Einfluss auf die Kosten.
Regelmäßiger Reifendruck ist entschei-
dend: Bereits 0,5 bar zu wenig erhöhen
den Verbrauch um bis zu fünf Prozent.
Ebenso gilt: unnötiges Gewicht vermei-
den. 100 Kilogramm Zusatzlast können –
je nach Fahrzeug – den Verbrauch um 0,3
bis 0,5 Liter pro 100 Kilometer steigern.
Dachträger oder Boxen sollten nur mon-
tiertwerden,wenn siewirklich gebraucht
werden, da sie den Luftwiderstand erhö-
hen–besonders aufAutobahnen.Wer auf
diese Details achtet, spart zusätzlich 50
bis 100 Euro pro Jahr.

Clever tanken
Treibstoffe sind überall teurer geworden,
aber nicht an jeder Zapfsäule gleich stark.
Preisvergleiche lohnen sich weiterhin.
Plattformen wie die ÖAMTC-Homepage
oder der Spritrechner der E-Control zei-
gen schnell, wo im Umkreis die günstigs-
te Tankstelle zu finden ist.Wer den Tank-
zeitpunkt selbst bestimmenkann, erspart
sich mitunter zusätzlich Geld. In Öster-
reich dürfen Preise nur noch dreimal pro
Woche erhöht werden – montags, mitt-
wochs und freitags zu Mittag. Da Preis-
senkungen jederzeit möglich sind, ist
Tanken an diesen Tagen vormittags oft
am günstigsten. Zudem gilt weiterhin:
Abseits von Autobahnen ist der Sprit
deutlich billiger – der Aufschlag bei Auto-
bahntankstellen liegt imSchnitt bei 30bis
40 Cent pro Liter, teils noch höher. Wer
bewusst tankt, kann so jährlich weitere
50 bis 100 Euro sparen. Bei langjährigen,
regelmäßig veränderten Preisen sind die-
se Einsparungen schnell aufgebraucht.

Tempo reduzieren
Auch langsameres Fahren wirkt sich un-
mittelbar auf die Kosten aus.Wer auf der
Autobahn statt 130 km/h nur 100 km/h

fährt, senkt den Spritverbrauch deutlich.
DerGrund dafür liegt imLuftwiderstand,
der mit zunehmender Geschwindigkeit
stark ansteigt. Schon geringe Tempoer-
höhungen führen daher zu überpropor-
tionalem Mehrverbrauch. Bei rund
100 km/h arbeitet der Motor effizienter
und benötigt weniger Energie, um das
Fahrzeug konstant in Bewegung zu hal-
ten. Je nach Modell lassen sich so etwa
15 bis 25 Prozent Kraftstoff einsparen.
Gleichzeitig fährt man gleichmäßiger
und vermeidet starkes Beschleunigen
und Abbremsen – das schont nicht nur
den Geldbeutel, sondern auch Material
und Umwelt. Diese nachhaltige Fahrwei-
se führt langfristig zu weniger War-
tungskosten und einer verlängerten
Fahrzeuglebensdauer.

Strom- und Gasanbieter
vergleichen

Ein genauer Blick auf den eigenen Ener-
gieverbrauch lohnt sich ebenfalls. Gerade
bei StromundGas schlummert oft erheb-
liches Sparpotenzial. In schlecht ge-
dämmten Altbauten etwa wird sprich-
wörtlich viel Energie „hinausgeheizt“.
Wer ohnehin über ein neues Heizsystem
– etwa eine Wärmepumpe – nachdenkt,
sollte daher auch eine thermische Sanie-
rung in Betracht ziehen. Unabhängig da-
von empfiehlt es sich, regelmäßig Anbie-
ter zu vergleichen. Das ist unkompliziert
und in wenigen Minuten erledigt: Beim
Tarifkalkulator der E-Control oder auf
Vergleichsportalen reichen Postleitzahl
und geschätzter Jahresverbrauch, um
passendeAngebote zu finden.Wichtig ist,
nicht nur auf den niedrigsten Einstiegs-
preis zu achten, sondern auch auf Ver-
tragsbindung, Preisgarantien und mögli-
che Anpassungen nach dem ersten Jahr.
Der Wechsel selbst wird vom neuen An-
bieter abgewickelt und ist in der Regel in-
nerhalb von drei Wochen abgeschlossen.
Wer jährlich vergleicht, kann mehrere
Hundert Euro sparen.

Temperatur senken
Auch beimHeizen lassen sichmit kleinen
Anpassungen spürbare Effekte erzielen.
Zwar endet die aktuelle Heizsaison bald,
doch angesichts hoherEnergiepreisewird
die nächste kaum günstiger. Umso sinn-
voller ist es, denVerbrauch zu reduzieren.
Schon einGradweniger Raumtemperatur
– etwa 22 statt 23 Grad – senkt den Ener-
giebedarf um rund sechs Prozent. Bei
einem durchschnittlichen Gasverbrauch
von 15.000 Kilowattstunden entspricht
das etwa 900 kWh oder gut 100 Euro pro
Jahr. Zusätzliches Einsparpotenzial bietet
der bewusste Umgang mit Strom: Viele
Geräte verbrauchenauch imStandby-Mo-
dus Energie. Wer sie bei Nichtnutzung
vollständig ausschaltet, kann laut Um-
weltministerium bis zu zehn Prozent
Stromeinsparen.Bei einemdurchschnitt-
lichen Jahresverbrauch von 3500 kWh
sind das rund 350 kWh – also ebenfalls
mehr als 100 Euro.

Auf Grundpreise achten
Sparpotenzial gibt es nicht nur bei Ener-
gie, sondern auch im Alltag – oft in klei-
nen Details. Entscheidend ist die Summe
vieler bewusster Entscheidungen. Ein
zentraler Ansatzpunkt ist der Grundpreis
im Supermarkt: Er zeigt den Preis pro Ki-
logramm oder Liter und macht unter-
schiedlichePackungsgrößenvergleichbar.
Gerade größere oder vermeintliche Ak-
tionspackungen wirken oft günstiger,
sind es aber nicht. Erst der Grundpreis
zeigt,welchesAngebot tatsächlichbilliger
ist. Besonders bei Markenprodukten und
Rabatten lohnt sich der Blick. Wer darauf
achtet, vermeidet versteckte Mehrkosten
und kauft bewusster ein.

Wochenplan für Essen
Planung zahlt sich aus: Ein Wochenplan
hilft, Einkäufe gezielt zu steuern und Im-
pulskäufe zu vermeiden. Wer im Voraus
festlegt, was gekocht wird, kauft nur das
Nötige und lässt sich im Supermarkt we-
niger von Angeboten leiten. Das entlastet
das Budget und sorgt dafür, dass vorhan-
dene Lebensmittel besser genutzt wer-
den. Gerichte lassen sich aufeinander ab-
stimmen, Reste einplanen und verwer-
ten, statt sie wegzuwerfen. So sinken so-
wohl die Ausgaben als auch die Lebens-
mittelverschwendung spürbar.

Diskontermit Aktionen
kombinieren

Wer strategisch einkauft, kann zusätzlich
sparen. Grundnahrungsmittel wie Brot,
Milch oder Gemüse sind bei Diskontern
oft dauerhaft günstiger. Markenprodukte
lohnen sich hingegen vor allem im Ange-
bot im Supermarkt. Wer Prospekte oder
Apps nutzt, kann gezielt zu reduzierten
Preisen zugreifen. Die Kombination aus
niedrigen Basispreisen beim Diskonter
und Aktionen im Supermarkt verbindet
die Vorteile beider Einkaufswelten – und
senkt die Haushaltskosten spürbar, ohne
Abstriche bei Qualität oder Auswahl.

Secondhand nutzen
Gebrauchtkäufe sind eine einfache Mög-
lichkeit, in wirtschaftlich angespannten
Ausgaben zu reduzieren. Kleidung,Möbel
oder Elektronik sind secondhand oft
deutlich günstiger als neu – und dennoch
in gutem Zustand, oft sogar fast neuwer-
tig. Viele Produkte wurden nur wenig ge-
nutzt und bieten ein entsprechend gutes
Preis-Leistungs-Verhältnis. Wer gezielt
sucht, kann hochwertige Markenware zu
einem Bruchteil des ursprünglichen Prei-
ses finden. Gleichzeitig wird die Lebens-
dauer von Produkten verlängert und Res-
sourcenwerdengeschont. Secondhand ist
damit nicht nur ökonomisch sinnvoll,
sondern auch ein Beitrag zu nachhaltige-
rem Konsum.

Fixkostenliste erstellen
Ein klarer Überblick über die eigenen Fi-
nanzen ist die Grundlage für gezieltes
Sparen. Eine Fixkostenliste, in der regel-
mäßige Ausgaben wie Miete, Energie,
Versicherungen oder Abos erfasst wer-
den, schafft Transparenz. Schon das Auf-
schreiben hilft, teure oder überflüssige
Posten sichtbar zumachen.Werdiese Lis-
te regelmäßig überprüft, kann Verträge
vergleichen, anpassen oder kündigen.
Nicht selten tauchen dabei vergessene
Abonnements oder unnötige Zusatzleis-
tungen auf. Das Ergebnis: mehr Kontrol-
le über die eigenen Ausgaben – und kon-
kretes Einsparpotenzial, ohne dabei auf
Wesentliches verzichten zu müssen.

Versicherungen
bündeln und prüfen

Auch bei Versicherungen lohnt sich ein
genauer Blick. Viele Polizzen laufen über
Jahreunverändertweiter, obwohl sichLe-
bensumständeundMarktangebote längst
geändert haben. Wer mehrere Versiche-
rungen bei einem Anbieter bündelt, pro-
fitiert oft von Rabatten und geringeren
Verwaltungskosten. Gleichzeitig emp-
fiehlt es sich, Tarife in regelmäßigen Ab-
ständen zu vergleichen und anzupassen.
Unnötige Leistungen lassen sich strei-
chen, Doppelversicherungen vermeiden.
So sinkendiemonatlichenPrämien,wäh-
rend der Versicherungsschutz im Idealfall
gleich bleibt oder sogar verbessert wird.

Bankgebühren
reduzieren

Bankgebühren lassen sichoft einfach sen-
ken, wenn man sein Konto regelmäßig
überprüft. Viele Kundinnen und Kunden
zahlen weiterhin Kontoführungsgebüh-
ren, obwohl es längst günstigere oderkos-
tenlose Alternativen gibt. EinWechsel zu
einemGratiskontooder zu einerBankmit
stark digitalisierten Angeboten kann
mehrere Euro pro Monat einsparen. On-
linebanking istmeist günstiger, dader ad-
ministrative Aufwand geringer ist. Auch
Zusatzkosten für Überweisungen, Bar-
geldbehebungen oder Karten lassen sich
durch einen Tarifwechsel reduzieren. In
Summe ergibt sich so ein Einsparpoten-
zial von 50 bis 100 Euro pro Jahr – ohne
Einbußen beim Komfort.

24-Stunden-Regel
bei Käufen

Gerade imOnlinehandel führen spontane
Entscheidungen oft zu unnötigen Ausga-
ben. Eine einfache Gegenmaßnahme ist
die 24-Stunden-Regel: Produkte, die nicht
dringend benötigt werden, landen zu-
nächst imWarenkorb – gekauft wird erst
am nächsten Tag. In dieser Zeit verliert
der unmittelbare Kaufimpuls häufig an
Stärke, unddieNotwendigkeitwirdnüch-
terner hinterfragt. Nicht selten stellt sich
heraus, dass der Wunsch nur kurzfristig
war. So lassen sich Fehlkäufe vermeiden
und bewusstere Entscheidungen treffen.
Auf Dauer summieren sich diese kleinen
Beträge zu einer spürbaren Entlastung.

Der Bargeld-Trick
Der sogenannte „Pain of Paying“ be-
schreibt ein Phänomen: Bargeld wird psy-
chologisch stärker wahrgenommen als di-
gitale Zahlungen. Wer Scheine ausgibt,
spürt denGeldabflussunmittelbarer–und
überlegt genauer, ob ein Kauf wirklich nö-
tig ist. Beim Zahlenmit Karte oder Smart-
phone fehlt dieser Effekt oft, wodurch die
Ausgaben leichtersteigen.Werbewusstöf-
ter bar bezahlt, setzt sich automatisch en-
gere Grenzen und behält den Überblick.
Das hilft, unnötige Käufe zu vermeiden
und das Budget besser zu steuern.

Shopping-Trigger
erkennen

Viele Kaufentscheidungen entstehen aus
Emotionenheraus. Umsowichtiger ist es,
die eigenenAuslöser zu kennen. Eine ein-
fache Frage hilft: Kaufe ich gerade aus
Langeweile, Stress oder zur Belohnung?
Häufig steckt kein echterBedarf dahinter.
Wer diese Muster erkennt, kann bewusst
gegensteuern und Käufe aufschieben. So
entsteht Abstand zum Impuls – und Ent-
scheidungen werden rationaler. Mit der
Zeit fällt es leichter, Bedürfnisse vonEmo-
tionen zu trennen und unnötige Ausga-
ben zu reduzieren.

Arbeitnehmer-
veranlagung

Viele lassen Geld beim Finanzamt liegen,
weil sie keine Arbeitnehmerveranlagung
machen. Dabei lassen sich zu viel bezahl-
te Steuern relativ einfach zurückholen.
Zahlreiche Ausgaben – etwa Werbungs-
kosten, Pendlerpauschale oder Sonder-
ausgaben–werdennicht automatisch be-
rücksichtigt und müssen selbst angege-
ben werden. Wer seine Daten jährlich
prüft und einreicht, sichert sichmögliche
Rückzahlungen. Oft kommen somehrere
HundertEuro zusammen–bei vergleichs-
weise geringem Aufwand.
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I
ch habe mir unsere Kalkulation von unserem
Steuerberater am Beispiel vom ganz normalen
Schweinsschnitzel durchrechnen lassen. Das kos-

tet bei uns 26 Euro brutto, also 23,64 Euro netto. Der
Rest ist Umsatzsteuer. Der Wareneinsatz liegt bei
5,50 Euro. Da ist schon alles dabei – Fleisch, Eier,
Butterschmalz, Erdäpfel, Preiselbeeren, Zitrone. Das
ist jetzt kein Luxuswert, sondern realistisch, wenn
man mit guter Qualität arbeitet. Was viele unter-
schätzen, sind die Personalkosten. Die machen in
diesem Beispiel 9,25 Euro aus, also rund 39 Prozent.
Und das ist eigentlich noch eher niedrig gerechnet,
denn viele Betriebe liegen inzwischen schon bei
über 40 oder sogar Richtung 50 Prozent. Dann kom-
men noch einmal fünf Euro Fixkosten dazu – also
Miete, Energie, Instandhaltung, Verwaltung. Und
wenn man das alles zusammenrechnet und auch die
Steuern abzieht, bleiben am Ende 2,72 Euro Gewinn
pro Schnitzel übrig. In Wirklichkeit zeigt diese
Rechnung ziemlich klar, dass der Preis vor allem
durch Personal- und laufende Kosten bestimmt
wird. Pro Gericht nicht so viel übrigbleibt, wie viele
glauben. Die Senkung der Mehrwertsteuer wäre ein
super Hebel, um der Gastro zu helfen, nur spielt sie
für uns absolut keine Rolle. Selbst wenn ich ein Ge-
richt nur aus einem einzigen vergünstigten Produkt
machen würde, dann ist es in der Gastronomie
trotzdem mit den vollen zehn Prozent besteuert. Ob
die Preise weiter steigen, ist schwer zu sagen. Was
sich aber zuspitzen wird, ist das Wirtshaussterben.

Andreas Döllerer, Küchenchef & GF, Döllerers
Wirtshaus, Golling an der Salzach
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n den letzten Jahren gab es eine Verschiebung.
Der größte Kostenpunkt sind mittlerweile die
Personalkosten. Seit der Pandemie ist das Be-

wusstsein für gute Arbeitsbedingungen gestiegen.
Viele Menschen, die in der Gastronomie tätig sind,
wollen an der Wertschöpfung fair beteiligt werden
und fordern höhere Löhne. Bei uns wird dem Rech-
nung getragen. Das Personal verdient sehr gut. Dazu
kommt, dass wir hochwertige Bio-Lebensmittel ver-
wenden, die vergleichsweise teuer sind. Der Waren-
einsatz macht über 30 Prozent des Preises in der
Speisekarte aus. Spannend wird, wie sich die Lage
im Iran auf die Lebensmittelpreise auswirkt. Dort
werden Vorstufen für Düngemittel hergestellt. Das
hat vorrangig Auswirkungen auf Landwirtschafts-
betriebe in Afrika, aber auch wir werden wohl die
wirtschaftlichen Folgen des Krieges spüren. Mir
kommt vor, im Gegensatz zu anderen Wirtschafts-
zweigen, wo unternehmerisches Geschick gefeiert
wird, werden Gastronominnen und Gastronomen
verteufelt, die Gewinn machen. Auch wenn ein
Gasthaus wichtige soziale Funktionen in der Nach-
barschaft erfüllt, sollten auch Wirtinnen und Wirten
gut leben können. Von der Politik wünsche ich mir
mehr Verpflichtung zu Transparenz – zum Beispiel,
unter welchen Bedingungen die Grundprodukte her-
gestellt wurden. Und für Gäste, die kein Verständnis
dafür haben, dass hochwertige Lebensmittel und
gute Arbeitsbedingungen ihren Preis haben, sind wir
einfach nicht das richtige Lokal.

Paul Peters, Koch, Gretzl, Linz
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W
enn ein Gasthaus die Preise erhöht, bedeu-
tet das nicht zwangsweise, dass für den
Wirt oder die Wirtin mehr übrigbleibt.

Energiepreise und Personalkosten sind in den letz-
ten Jahren stark gestiegen. Die Umstände gelten
auch für lebensmittelproduzierende Betriebe, die
teurer an uns verkaufen. Wir müssen uns dem
anpassen. Trotzdem ist es uns wichtig, Preise
anzubieten, die unsere Stammgäste auch bezahlen
können. Vor allem unser Mittagsmenüpreis ist sehr
eng kalkuliert. Das geht, weil wir auf Menge setzen
können. Wenn wir die Tische dreimal drehen
können, kann der Menüpreis gehalten werden.
Wir sind eine wichtige Anlaufstelle im Grätzel und
auch Touristen und Touristinnen kommen her.
Freitags müssen wir seit Jahresbeginn etwas mehr
verlangen, weil Frischfisch teurer geworden ist und
wir ausschließlich solchen verwenden. Unsere Gäste
haben aber Verständnis dafür. Beschwerden gab es
noch keine. Beim Kalbschnitzel ist eine gewisse
Schmerzgrenze erreicht worden. Wir können es
nur mehr aus Österreich, aber nicht in Bioqualität
anbieten. Sonst wäre der Preis auf der Karte astro-
nomisch, oder wir würden Verlust machen. Waren-
einsatz macht 35 Prozent aus. Die Personalkosten
machen rund 40 bis 45 Prozent aus. Die Arbeits-
bedingungen sind gut. Das zeigt sich darin, dass
ein Großteil des Teams weit über zehn Jahre dabei
ist. Von der Politik würden wir uns stabile Energie-
preise wünschen.

Marko Schwentzek, Koch, Gasthaus Rebhuhn, Wien
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PROTOKOLLE:Michael Steingruber, Kevin Recher

Sinken mit der niedrigeren Mehrwertsteuer die Restaurantpreise? Drei Wirte aus Linz, Golling und Wien erklären,
wie sie ihre Preise kalkulieren, wo die Kosten entstehen – und was wirklich helfen würde.

Rechnung ohne Lösung

schwerpunkt: Das teure Leben
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CARTOON: RUDI KLEIN (WWW.KLEINTEILE.AT)

Der Restaurantbesuch ist Luxus, der Einkauf eine Belastung: Das unbedarfte Leben war einmal. Schlägt jetzt
die Stunde der Mäßigung und des umsichtigeren Konsums? Das Gegenteil ist der Fall – eine einzige „Temutigung“.

lungsländern angemessen entlohnen, weni-
ger Produktion wäre ein Segen für die Um-
welt. Leider ein frommer Wunsch. Je kost-
spieliger alles wird, destomehr greifen alle zu
Billigwaren, die suggerieren, man kann sich
alles leisten. Immer noch. Produktgewordene
Zwei-Euro-Hühner, Klumpert, schlechte Imi-
tate, aber auch unmoralische Angebote, die
die Welt ruinieren. Der Mensch verfolgt im-
mermehr eigene Interessenals sozialeGedan-
ken, und Käufer brauchen kein Gewissen.
Kriege, Kryptowährung, ein selbstinstallier-
ter Big Brother namens KI, hybride Aktien-

märkte. Wo führt das alles hin?
Die Welt wird von Konzernen

ausgequetscht, denen jedes Mittel
recht ist, denKonsumenten zu pa-
pierln. Einer muss ja schließlich
zahlen. Auf einer Verpackung das
Ablaufdatum zu finden, gleicht
einem Suchspiel, zum Lesen der
InhaltsstoffebrauchtmaneinMik-
roskop, und noch immer haben es

dieeuropäischenGesetzeshüternichtgeschafft,
eine verständliche Kennzeichnung bezüglich
Gesundheit undNachhaltigkeit durchzusetzen.
Dazu die Shrinkflation. Inmeiner Kindheit

war die Kokoskuppel groß wie ein Spring-
brunnen, bald ist sie auf Tropfenformat ge-
schrumpft. Hat jemand die Dragee-Keksi ge-
zählt? In Chipssackerln oderWaschmittelkar-
tons ist längst mehr Luft als Ware drin.
An die Verantwortung des Konsumenten

zu appellieren, ist löblich, ihm aber alles auf-
zubürden, geht zuweit. Diemeistenhabengar
keine Ressourcen, über Nachhaltigkeit oder
gerechte Löhne nachzudenken, weil sie mit
Alltag überfordert sind. Hier wäre die Politik
gefordert, marktregulierende Gesetze zu
schaffen, aber so lange Lobbyisten zumWoh-
le der Konzerne schmieren, wird sich nichts

I
ch habe es immer als Luxus empfun-
den, nicht auf Preise zu achten, keine
Werbezettel zu studieren, mich nicht
darum zu scheren, ob die Milch gera-
de 89 oder 139 Cent kostet. Vielleicht
eine Reaktion auf die Sparfuchsmen-

talität meiner Eltern, die Sonderangebote pa-
lettenweise nach Hause karrten. So etwas
habe ich mir immer erspart, darum ist in der
Welt des Besitzes auch nichts aus mir gewor-
den. Aber sogar ich habe gezuckt, als der Bio-
bäcker für einen Laib Brot acht Euro wollte.
Essengehen kostet beim Asiaten trotz Mit-
tagsmenü mittlerweile dreißig Euro, und der
Supermarkt erleichtert mich regelmäßig um
einen Hunderter.
Ist das Leben noch finanzierbar? Für viele

ist es zumindest nicht mehr leistbar, konzer-
tierteDemütigungenwieRabattmarkenzu ig-
norieren.DasKlimaticketwurdeum300Euro
hochgefahren, und jede Tankstelle verändert
täglich den Begriff der Scham.
Es gibt immer noch genügend Reiche, die

sich anstellen, umeineUhroderDamenhand-
tasche für eindurchschnittliches Jahresgehalt
zu erstehen, die es nicht juckt, wenn ein paar
gefüllte Palmölkugeln dreißig Euro kosten,
weil sie ihren Süßkram beim Chocolatier zu
Apothekerpreisen kaufen. Mindestlohnbe-
schäftigte, immobilienbelastete Jungfami-
lien, Notstandshilfebezieher usw. hatten im-
mer das Problem, dass am Ende mehr Monat
als Geld übrig war. Aber mittlerweile schlägt
die Teuerung auch auf den kaufwilligen Arm
der Mittelschicht.
Das unbedarfte Leben wurde einkassiert.

Das muss nicht schlecht sein, vieles ist eh zu
billig. Zum Beispiel Fleisch. Unlängst wollte
ich am Wiener Brunnenmarkt ein Huhn für
acht, zehn Euro kaufen. Gab es nicht, nur
Zwei-Euro-Gummiadler,womannichtwissen

will, wie das möglich ist. Mittlerweile kostet
ein Bio-Hendl beim Spar/Billa 15, beim
Hofer/Lidl zwölfEuro.Das istmirmeinGewis-
sen wert. Aber klar, eine vom Rechenstift be-
herrschte Familie wird zu den eingeschweiß-
ten Mastbetriebsproteinen greifen müssen.
Oder Kleidung. Früher hielt die ein halbes

Leben, kostete auch dementsprechend, heute
wird oft schon ein zweites Tragen als vulgär
empfunden. Jedes Jahr landen hundert Mil-
lionenTonnenFast-Fashionauf demMüll, da-
bei bedarf es 2700 LiterWasser, um ein einzi-
ges T-Shirt herzustellen. Zwanzig Prozent der
Wasserverschmutzung geht zu
Lasten der Modeindustrie. Dazu
kommenArbeitsbedingungen im
Zwei-Euro-Huhn-Verschlag.Alles
für das kurze Glück des Konsu-
mierens und vielleicht noch ein
Instagram-Selfie.

EKG eines Toten
Oder Reisen. Straßen, Züge,

Flugzeuge, alles verstopft. Können die Leute
nicht zu Hause bleiben? Wird es mit höheren
Preisen nicht für alle viel bequemer?
Preise haben viel mit Gewohnheit zu tun,

sie geben uns Stabilität und Gewissheit über
den Wert der Welt. Jetzt haben wir als letzte
verlässliche Konstante die Gehälter, die sich
entwickelnwie das EKG eines Toten.Wie lan-
ge noch, undwirwerdenwie vor hundert Jah-
ren mit einer Schubkarre voller Banknoten
zum Bäcker gehen, oder beim Wirt acht Bil-
lionen Trinkgeld geben?
Die Teuerungkönnte eineChance sein,we-

niger, aber bessere Qualität zu konsumieren.
Etwas Mäßigung würde nicht schaden, und
verglichen mit den meisten anderen Ländern
geht es uns noch halbwegs gut. Teurere Pro-
dukte könnten die Arbeiter in den Entwick-

ändern. Unser auf Wachstum basierendes
System kennt keine Alternativen, nicht ein-
mal Ruhephasen. Alle wollen immer mehr
und nochmehr.Wohin das führt? In den Kol-
laps! Geopolitische Verwerfungen, wie Kriege
neuerdings genannt werden, Börsencrash,
Hyperinflation, Platzen einer Immobilien-
oder Währungsblase … Irgendeine mittel-
schwere Katastrophe ist immer wieder not-
wendig, umdemSystemeinenNeustart zu er-
möglichen. Blöd nur, wenn der dann nicht
mehr möglich ist, weil wegen der Flut an Bil-
ligprodukten die Umwelt kollabiert ist. Oder
das Sozialsystem.

Nächster Kollaps
Natürlich ist es ärgerlich, wenn Bio-Eier

oder eine Zahncreme plötzlich zehn Euro kos-
ten, man für Gasnetze und Grundversorgung
blecht, nirgendwo mehr so viel drinnen ist,
wie die Verpackung verspricht, man mit dem
Kauf eines Gerätes genötigt wird, für zusätzli-
che Apps zu zahlen, weil sie sonst nicht funk-
tionieren. Ich will mich nicht mit Preisen be-
schäftigenundwünschemir, dass alleswieder
qualitativ hochwertiger wird. Leider ist das
Gegenteil der Fall –überall Billigramsch, Zwei-
Euro-Hühner. Eine Temutigung der Welt.
Leben ist wertvoll, unbezahlbar, aber dass

die Möglichkeit, es würdevoll zu führen, im-
mer unleistbarer wird, ist keine Chance, son-
dern eine der Profitgier geschuldete Gemein-
heit. Sich darüber zu echauffieren, vergeudet
Energie. Freuen wir uns lieber am Leben und
werfen wir das letzte Geld zum Fenster hi-
naus, weil der nächste Kollaps kommt be-
stimmt. Oder sind wir schon mittendrin?

FRANZOBEL ist Schriftsteller, Essayist und Dramati-
ker. Zuletzt erschienen: „Das Klo“ (Residenz-Verlag)
und „Hundert Wörter für Schnee“ (Zsolnay-Verlag).
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Ist das Leben noch finanzierbar?

Franzobel

SCHWER
PUNKT
AUSGABE

Das teure
Leben

I
n der STANDARD-Mittwochs-
ausgabe (25. 3. 2026) ist uns auf
Seite 1 im Zeitungsaufmacher

ein Fehler unterlaufen. Wir bitten
umEntschuldigung. Unter der Auf-
macherzeile „Regierung beschließt
verschärfte Regeln für Asylsuchen-
de“ lautete der Untertitel: „Gemäß
EU-Vorgaben soll es künftig eine
Quote für Familienzusammenfüh-
rung geben“.
Letzteres ist falsch: Der am

12. Juni 2026 in allen Unionsmit-
gliedstaaten in Kraft tretende EU-
Asylpakt sieht keineQuotierungdes

Familiennachzugs vor. Es gibt sie
auch in keinem anderen Mitglieds-
staat. Vielmehr handelt es sich um
eine innenpolitische Entscheidung
und ist Teil des schwarz-rot-pinken
Regierungsprogramms, die jetzt,
wie von der Regierung kommuni-
ziert, in Formeiner „Nullquote“ um-
gesetzt werden soll.
Schon vergangenen Juli hat die

RegierungdenFamiliennachzug auf
Basis einer EU-Notverordnung ge-
stoppt. Ob das unionskonform ist,
wird der Europäische Gerichtshof
entscheiden. (red)

ERRATUM
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